; 
\ — 


Die 


= 


Mittwoch den 10. Januar 


Bekanntmachung. 
BR Die für den Zeitraum vom 1. Jult bis 31. Des 
zember c. fälligen Zinſen der bei der hieſigen Sparkaſſe 
niedergelegten Kapitalien ſollen 
Montag den 8. Januar 1844, 
Dienftag den 9. 
Donnerſtag den 11. 
Montag den 15. 
Dienſtag den 16. 
N Donnerſtag den 18. 
in den Nachmittagsſtunden von 2 bis 5 Uhr auf dem 
rathhäuslichen Fürſtenſaale ausgezahlt werden. 
Beghufs der Zinſenerhebung iſt die Nummer des be⸗ 
des Inhabers beſonders zu verzeichnen und mit dem 
Quittungsbuche zu präſentiren. 
Die nicht abgeholten Zinſen der 100 Riehl. betra⸗ 
genden Einlagen werden nicht verzinſt. 
Breslau, den 18. Dezember 1843. 
Der Magiftrat hieſiger Haupt: und Reſidenz⸗Stadt. 


Aufforderung. a 
Die Einreichung der Erziehungs⸗Berſchte und Vor⸗ 
mundſchafts⸗Rechnungen für das Jahr 1843 wird den, 
der Aufſicht des Vormundſchafts⸗Gerichts untergeordneten 
Herren Vormündern in Erinnerung gebracht, und erwartet, 
daß bis Ende Januar 1844 alle Berichte und Rech⸗ 
nungen eingehen. Nach Ablauf dieſer Friſt, wird die 
anderweite Aufforderung auf Koſten der Säumigen er: 
gehen. f 
Die Erziehungs⸗Berichte müſſen vollſtändig und ih: 
rem Zwecke entſprechend, zu den in der Beſtallung 
bezeichneten Akten erſtattet werden. 
Die Unterſchrift des Vormundes muß, außer dem 
vollſtändigen Namen und Charakter, auch die ge⸗ 
naue Angabe der Wohnung enthalten. 
Zugleich wird auf die Aufforderung vom 9. Auguſt 
1841 Bezug genommen, wonach über den regelmäßigen 
Scchulbeſuch der Pflegebefohlenen die Zeugniſſe der 
betreffenden Lehrer dem Erziehungs⸗Berichte beige: 
fügt werden müſſen!n ; 
| Zu den Erziehungs⸗Berichten erhalten die Herren 
Vormünder, gegen Bezahlung, Formulare beim Buch⸗ 
händler Herrn Aderholz am Ringe. 5 
Die Erziehungs⸗Berichte ſowohl, als alle übrigen 
Eingaben an das Vormundſchafts⸗Gericht können, — 
wenn nicht eine beſondere Veranlaſſung vorllegt — ohne 
Adreſſe und unverſiegelt abgegeben werden. 
Breslau, den 4. Dezember 1843. 

Königliches Vormundſchafts⸗Gericht. 


o 
* * 
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Landtags Angelegenheiten. 


Provinz Schleſien. 
Landtags ⸗Abſchied 
' für die 
zum ſiebenten Provinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen 
A Stände des Herzogtums Schleſien, der Grafſchaft 
ix Glatz und des Markgrafthums Ober-Laufig. 
Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc., entbieten Unſern zum diesjäh⸗ 
rigen Provinzial⸗Landtage verfammelt geweſenen getreuen 
Ständen des Herzogthums Schleſten, der Graſſchaft 


A 


digen Gruß, und ertheilen 
Uns vorgelegten Gutachten 
henden Beſcheid: 


I. Auf die gutachtlichen Erklärungen über 
die vorgelegten Propoſitionen: 

a Die zum Zweck einer Auseinande ingelei 

4 5 Subhaſtationen "9 eingeleiteten ; 

J) Die Verordnung, betreffend die zum Zweck ei⸗ 

ner Auseinanderſetzung eingeleiteten Subhaſtationen 

desgleichen g i . 


denſelben hiermit auf die 


treffenden Sparkaſſen⸗Quittungsbuches und der Name 


Glatz und des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz Unſern gnä-⸗ 


und Anträge den nachſte⸗ 


e 


Expedition iſt auf der Herrenſtraße Nr. 20. 


Freilaſſung des Bettwerks bei Exekutions⸗Vollſtreckungen. 

2) Die Verordnung wegen Freilaſſung des Bett⸗ 
werks für den Schuldner und ſeine nächſten Angehöri⸗ 
gen bei allen Arten der Exekutions⸗Vollſtreckung, ſo wie 

Verkauf der Früchte auf dem Halm. 

3) Die Verordnung, betreffend den Verkauf der 

Früchte auf dem Halm, und 
Bürgerliche Rechte beſcholtener Perſonen. 

4) Die Verordnung wegen der bürgerlichen Rechte 
und Verpflichtungen beſcholtener Perſonen in den mit 
einer der beiden Städte⸗Ordnungen beliehenen Städten, 

haben Wir bereits vollzogen. 
Straf = Gefegbud). 

5) Die Erklärungen Unſerer getreuen Stände über 
den Entwurf des Strafgeſetzbuchs werden bei der Schluß⸗ 
Berathung über dieſes wichtige Werk eine gründliche 
und umfaſſende Erwägung finden. 

In gleicher Weiſe werden die Gutachten Unſerer 
getreuen Stände 
Zuſammenrechnung der Beſitzzeit der Erblaſſer und Erben 

bei der zur Ausübung ſtändiſcher Rechte erforderlichen 

Dauer des Grundbeſitzes. f 

6) Ueber den ihnen vorgelegten Entwurf einer Ver⸗ 
ordnung wegen Zuſammenrechnung der Beſitzzeit der 
Erblaſſer und Erben bei Beurtheilung der zur Aus⸗ 
übung ſtändiſcher Rechte erforderlichen Dauer des Grund⸗ 
beſitzes, ſo wie 85 

Ergänzung der Vorſchriften über die Wählbarkeit zu 

Landraths⸗Aemtern. 

7) Ueber den Entwurf einer Verordnung wegen 
Ergänzung der Vorſchriften über die Wählbarkeit zu 
Landraths-Aemtern, bei der ferneren Berathung dieſer 
Gegenſtände berückſichtigt werden. 

Provinzial = Rechte. 
8) Wir bezeugen Unſern getreuen Ständen für die 


Sorgfalt, mit welcher ſie ſich der Prüfung und Begut⸗ 


achtung der denſelben vorgelegten Verhandlungen über 
das Provinzialrecht des Herzogthums Schleſien und der 
Grafſchaft Glatz unterzogen haben, Unſere Zufriedenheit, 
müſſen dieſelben jedoch hinſichts der Gründe, welche der 
ſofort zu bewirkenden endlichen Reviſion und Publika⸗ 
tion des geſammten Provinzialrechts entgegenſtehen, auf 
Unſer gnädigſtes Propoſitions⸗Dekret vom 23. Februar 
dieſes Jahres verweiſen, da der Zweck der Beſchleu⸗ 
nigung der legislativen Arbeiten durch bloße Verſtär⸗ 
kung der Arbeitskräfte nicht zu erreichen iſt. 

Wir werden jedoch erwägen laſſen, ob und inwie⸗ 
weit hinſichts derjenigen Gegenſtände, welche von Unſe⸗ 
ren getreuen Ständen zur beſonderen Beſchleunigung 
empfohlen ſind, ein Bedürfniß vorhanden ſei, durch die 
Geſetzgebung vorzugsweiſe und ſchon jetzt einzuwirken. 

Anlangend das Geſuch um Beſchleunigung der die 
Schutzgelder-Verhältniſſe betreffenden declaratoriſchen 
Beſtimmung eröffnen Wir Unſeren getreuen Ständen, 
daß dieſer Gegenſtand, in Veranlaſſung der Anträge, 
welche der ſechste Landtag in ſeinem Gutachten über 
das Geſetz wegen theilweiſer Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken gemacht hat, bei der ferneren Berathung dieſes 
Gegenſtandes, deren möglichfte Beſchleunigung Wir 
befohlen haben, erwogen werden wird. 

Dem Wunſche Unſerer getreuen Stände: 

daß das Einſammeln der ſogenannten Wettergarben 
und Läutebrote ſeitens der Schullehrer bei jeder neuen 
Schullehrer⸗Vokation durch eine im Ganzen ffxirte, 
das Einſammeln erübrigende Leiſtung erſetzt werde, 
wollen Wir hinſichtlich der von Unſeren Behörden zu 
beſetzenden Stellen durch eine allgemeine Anordnung 
inſoweit entgegenkommen, daß bei dieſen Stellen von 
der nach den beſtehenden Vorſchriften zuläſſigen Um⸗ 
wandlung der Kirchen- und Schul⸗Abgaben in Rente 
in Beziehung auf die ſogenannten Wettergarben und 
Läutebrote in allen denjenigen Fällen Gebrauch gemacht 
werden ſoll, wo ſich das eigene Intereſſe der Schul⸗ 


lehrer mit dem Wunſche der Gemeinden dahin vereinigt. 


Die von unſeren getreuen Ständen in Abſicht der 
Lehne in Unſeren Fürſtenthümern Schweidnitz und Jauer 
vorgetragene Bitte werden Wir in nähere Erwägung 
ziehen laſſen, und behalten Uns vor, darüber Unſeren 


getreuen Ständen zu ſeiner Zeit Unſere endliche Ent⸗ 


ſchließung bekannt zu machen. 

Was dagegen das von Unſeren getreuen 
vorgetragene Geſuch betrifft, 

die Kriminalkoſten, welche der Staats-Fond bei 

delictis publicis trägt, aus demſelben, ohne Be⸗ 

ſchränkung auf den Umſtand, ob ein höherer oder 

niederer Strafgrad erkannt oder der Angeſchuldigte 

völlig freigeſprochen worden, zahlen zu laſſen, 
ſo iſt derſelbe mit der beſtehenden Verfaſſung nicht ver⸗ 
einbar und dabei zu beachten, daß die Privat-⸗Jurisdik⸗ 
tionarien in Unſerem Herzogthume Schleſien hinſichts 
der ſubſidiariſchen Verhaftung für die Kriminalkoſten, 
im Vergleiche mit anderen Provinzen Unſerer Mo⸗ 
narchie, ſich bereits einer weſentlichen Erleichterung zu 
erfreuen haben. 5 

Entwurf eines allgemeinen Bergrechts. 

9) Die gutachtlichen Bemerkungen Unſerer getreuen 
Stände über den dem Landtage vorgelegten Entwurf 
eines allgemeinen Bergrechts und der Inſtruktion zur 
Verwaltung Unſeres landesherrlichen Bergwerks⸗Regals 
ſollen bei der nun unverzüglich zu veranlaſſenden defi⸗ 
nitiven Berathung in nähere Erwägung gezogen werden. 

Was aber die ſpeziellen Anträge betrifft, unabhän⸗ 
gig von der Publikation dieſer Geſetze, ſchon jetzt 

1) die geographiſchen Gränzen des dem Berg⸗Amte 
zu Waldenburg angewieſenen Geſchäfts- Bezirks 
zu beſchränken; 

2) die Zahl der Revier⸗Beamten und Markſcheider 
zu vermehren und das Dienſt⸗Einkommen der⸗ 
ſelben durch feſte Beſoldungen und Zulagen aus 

Staats⸗Fonds zu verbeſſern; 

3) den Bergwerks⸗Zehnten fortan nur vom Netto⸗ 
Ertrage der Gruben erheben zu laſſen; 

ſo eröffnen Wir dieſerhalb Unſeren getreuen Ständen 
Nachſtehendes: - 

Ad. 1. Eine engere Begränzung des Bergamts⸗ 
Bezirks Waldenburg wird erſt dann eintreten können, 
wenn der Braunkohlen-Bergbau an der Oder, Spree 
und Warthe eine Ausdehnung gewinnen ſollte, welche 
die Beſtellung eines beſonderen Berg-Amts für ſolche 
rechtfertigt. 5 

Ad. 2. Das in der Berathung begriffene neue 
Bergrecht wird, den Wünſchen der betheiligten Provin⸗ 
vinzial⸗Stände entſprechend, die Bergwerks⸗Eigenthümer 
ſehr wahrſcheinlich ſelbſtſtändiger machen und alſo Un⸗ 
ſeren Behörden die bis dahin geübte Aufſicht erleichtern; 
es liegt daher jetzt kein Grund vor, durch Vermehrung 


Ständen 


der Beamten und Verbeſſerung ihrer Gehälter, die Kos. 


ſten der Aufſicht zu ſteigern; überdies würden nach 
Vorſchrift der Berg⸗Ordnung vom 5. Juni 1769 die 
Mehrkoſten von den Bergwerks-Eigenthümern zu tra⸗ 
gen ſein. 8 

Ad. 3. Ueber die etwanige anderweite Regulirung 
der Bergwerks-Abgaben werden Wir erſt nach Publi- 
kation des neuen Berg⸗Rechts Beſchluß faſſen können; 
es iſt aber zu der in Antrag gebrachten Ermäßigung 
des für die Beleihung mit dem landesherrlichen Berg⸗ 
werks⸗Regal zu entrichtenden Zehnten für jetzt um fo 
weniger Veranlaſſung vorhanden, als der zu Unſerem 
Bedauern augenblicklich gedrückte Bergbau auf Eifen 
in dortiger Provinz dieſer Abgabe nicht unterliegt. 
Ablösbarkeit der auf dem Grundbeſitz haftenden gewerblichen 

Leiſtungen. 
10) Die Unſerem Allergnädigſten Propoſitions⸗ 


Dekrete vom 17. März c. entſprechende Erklärung Un⸗ 


ſerer getreuen Stände: 8 a ur, 

daß von Erneuerung des auf Ablöſung techniſche⸗ 

und gewerblicher Leiſtungen in Folge einſeitiger Proe 
vokatſon gerichteten Antrages des 5. Landtages für 


N 


jezt und bis die Wirkungen des Geſetzes vom 30, 


Jau-uni 1841 ſich überſehen laſſen, abgeſtanden werde, 
wollen Wir genehmigen. 
Aufhebung des §. 2 der 171 vom 7. Juni 


11) Die gutachtlichen Bemerkungen Unſerer ge⸗ 
treuen Stände zu dem ihnen vorgelegten Entwurf einer 
Verordnung wegen Aufhebung des § 2 der Ablöſungs⸗ 
Ordnung vom 7. Juni 1821 werden bei den ferneren 
Berathungen über das Geſetz erwogen werden. 

Was die Bitte betrifft: 0 
die Auseinanderſetzungs-Behörden anzuweiſen, daß 

ſämmtliche Koſten der Ablöſung nicht auf einmal 

beigetrieben, ſondern auf Antrag der Betheiligten in 
billige Raten vertheilt werden, 
ſo erledigt ſich dieſelbe bereits durch die Beſtimmung 
des § 17 der Inſtruktion vom 16. Juni 1836 
zum Koſten⸗Regulativ vom 25. April ej. a. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 193), wonach die innerhalb Jahresfriſt 
nach der Ankündigung von den Intereſſenten nicht beizu⸗ 
treibenden Koſten und Vorſchüſſe, den Grundſteuern 
gleich, in den zur Erhebung der letzteren beſtimmten 
Terminen dergeſtalt eingezogen werden ſollen, daß die⸗ 
ſelben nach Maßgabe ihrer Erheblichkeit und nach den 
perſönlichen Verhältniffen des Belaſteten, nach dem Vor⸗ 
ſchlage der Kreisbehörde und der Feſtſetzung der Gene⸗ 
ral⸗Kommiſſion in Terminen von drei bis zu zehn Jahren 
erhoben und vierteljährlich zur Kaſſe der letzteren abge⸗ 
führt werden. 

Provinzial⸗Landtags⸗Fähigkeit der Görlitzer Land: 

11 ſaſſen⸗Güter. 

12) In Berückſichtigung des Gutachtens Unſerer ge⸗ 
treuen Stände nehmen Wir davon Anſtand, die Pro⸗ 
vinzial⸗Landtags⸗Fähigkeit der zur Stadtmitleidenheit 
von Görlitz gehörigen Landſaſſen-Güter anzuerkennen 
und den Beſitzern derſelben das Recht der Vertretung 
auf dem Provinzial-Landtage im Stande der Ritter⸗ 
ſchaft zuzugeſtehen. N 
Ausſcheiden der Ortſchaften Leubus, Freyhahn, Karlsmarkt 

und Dyhernfurth aus dem Stande der Städte. 
13) Auf die gutachtliche Erklärung Unſerer getreuen 
Stände über das Ausſcheiden der Ortſchaften Leubus, 
Freyhahn, Karlsmarkt uud Dyhernfurth aus dem Stande 
der Städte wollen Wir den Uebertritt der Ortſchaften 
Leubus und Freyhahn in den Stand der Landgemein⸗ 
den genehmigen, da ſolcher im Intereſſe der betheilig⸗ 
ten Kommunen von den Vertretern derſelben beantragt 
iſt, und Unſere getreuen Stände ſich mit dieſem An⸗ 
trage einverſtanden erklärt haben. 
Desgleichen können Wir es nur für angemeſſen er⸗ 
achten, daß auch die Ortſchaft Karlsmarkt in ſtändiſcher 
Beziehung in den Stand der Landgemeinden übertrete, 
da die Ordre vom 28. Februar 1832 beſtimmt, daß 
die Städte⸗Ordnung in allen denjenigen Orten einzu⸗ 
führen ſei, welche auf dem ſchleſiſchen Provinzial⸗Land⸗ 
tage im Stande der Städte vertreten werden; nach den 
örtlichen Verhältniſſen von Karlsmarkt aber die Un⸗ 
ſtatthaftigkeit der Einführung der Städte-Ordnung da⸗ 
ſelbſt außer Zweifel iſt und noch hinzutritt, daß dieſe 
Ortſchaft durch das ihr urſprünglich ertheilte Privile⸗ 
gium vom 7. Oktober 1712 nicht die Rechte einer 
Stadt erhalten hat, ſondern nur zum Marktflecken er⸗ 
hoben worden iſt. Wir werden daher anordnen, daß 
die Ortſchaften Leubus, Freyhahn und Karksmarkt in 
ſtändiſcher Beziehung aus dem Stande der Städte 
ausſcheiden und mit den Wahl- Bezirken der Landge— 
meinden vereinigt werden, innerhalb deren: fie bele— 
gen ſind. N 
Was dagegen die Ortſchaft Dyhernfurth anbetrifft, 

ſo haben Wir, in Berückſichtigung des Gutachtens Un⸗ 
ſerer getreuen Stände, noch eine nähere Unterſuchung 
und Prüfung veranlaßt, inwiefern die Einführung der 
Städte⸗Ordnung baſelbſt ſich als zuläſſig und zweckmä⸗ 
ßig darſtellen dürfte, und wollen Wir Uns hiernach we⸗ 
gen Belaſſung dieſer Ortſchaft im Stande der Städte 
Unſere weitere Beſchlußnahme vorbehalten. 

Uebertritt der Ortſchaft Günthersdorf in den ſchleſiſchen 

Propinzial⸗Verband. 
14) Da Unſere getreuen Stände ſich mit dem An⸗ 

trage des Kommunal⸗Landtages der Ober⸗Lauſitz, 

daß die vormals böhmiſche Enklave Günthersdorf, 
Bunzlauer Kreiſes, welche bis jetzt in provinzialſtän⸗ 

diſcher Beziehung der Ober-Lauſitz zugewieſen war, 
der Provinz Schleſien, und zwar hinſichts der Wahl 
für den Provinzial Landtag dem Liegnitzer Wahl: 

Bezirke zugeſchlagen werde, 0 
einverſtanden erklärt haben, ſo genehmigen Wir ſolchen 

hierdurch. J 
Wahl des Ausſchuſſes wegen Errichtung des Land⸗Armen⸗ 
2 f Verbandes. 
135) Dem von Unſeren getreuen Ständen zur Aus⸗ 
führung der Beſtimmung im § 11 des Geſetzes vom 
31. Dezember v. J. wegen Errichtung des Land⸗Ar⸗ 
men⸗Verbandes gewählten Ausſchuſſe haben Wir be⸗ 
reits durch die Ordre vom 29. Septbr. c. Unſere Be⸗ 
ſtätigung ertheilt. a 
Wahl der Mitglieder des ſtänbiſchen Ausſchuſſes. 


13) Die von Unferen getreuen Ständen vorgenam⸗ 
menen, Uns unterm 25. März c. angezeigten Wahlen 


der Mitgleder des frindifchen, 
Win 7 ). 
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Ausſchuſſes bestätigen 


Asa 


iſt beſtimmt derfelbe: 


64 — 


II. Auf die ſtändiſchen Petitionen: 
1) In der Bitte Unſerer getreuen Stände, ihnen 
Unſer Bildniß zur Aufſtellung in ihrem Sitzungsſaale 
zu verleihen, erkennen Wir ein erneutes Zeichen ihrer 
Anhänglichkeit an Unſere Perſon und werden dieſe 
Bitte zu erfüllen gern geneigt ſein. . 

Anſtellung civilverſorgungsberechtigter Militairperſonen 

im Kommunaldienſte. 

2) Dem Geſuche: 

die Stadt⸗Kommunen von der Verpflichtung zur An⸗ 
ſtellung civilverſorgungsberechtigter Militairperſonen 

zu entbinden, 
kann im höheren Intereſſe des Staats keine weitere 


Folge gegeben werden, nachdem im Intereſſe der Kom⸗ 


munal⸗Verwaltung hierbei bereits alle diejenigen Rück⸗ 
ſichten eingetreten ſind, welche ohne gänzliche Zurück⸗ 
ſetzung der Militair-Invaliden in ihren wohlerworbe⸗ 
nen Anſprüchen ſtattfinden können. 
Verzugszinſen des Fiskus. : 
3) Die von den getreuen Ständen mehrerer Pro- 
vinzen vorgetragene Bitte, R 
die durch das Geſetz vom 7. Juli 1833 feſtgeſtellten 
Vorrechte des Fiskus bei Zahlung von Zögeruugs⸗ 
Zinſen aufzuheben, 
ſind Wir, unter Beſchränkungen, zu erfüllen geneigt, 
welche geeignet fein werden, die Stagts⸗Kaſſen bei au- 
ßerordentlichen Creigniffen von übermäßigen Anſprüchen 
zu ſchuͤtzen. f 
Unſer Staats-Miniſterum hat den Auftrag erhal⸗ 
ten, einen dahin gerichteten Geſetz Entwurf auszuarbei⸗ 
ten und zu Unſerer Vollziehung vorzulegen. 
Deklaration des $ 2 der ſchleſiſchen Berg⸗Ordnung 
s vom 5. Juni 1769, 
4) Dem Antrage Unſerer getreuen Stände: 
Die Bedenken, welche bei der Anwendung des $ 2 
der ſchleſiſchen Berg-Ordnung vom 5. Juni 1769 
erhoben werden, ſtatt durch richterliche Entſcheidung 
in jedem einzeln Falle, durch eine authentiſche Des 
klaration zu erledigen, . 
können Wir, ohne Verletzung beſtehender Rechte, nicht 
willfahren, verweiſen dieſelben vielmehr auf den Inhalt 
der früheren Landtags- Abſchiede vom 30. Dezember 
1831 und 22. Juni 1834, wobei es das Bewenden 
behalten muß. $ 


Deklaration des $ 30 des Patents vom 9. September 1814 
und des § 23 des Patents vom 15. Novbr. 1816. 


5) Der Entwurf einer Deklaration des § 30 des 


Patents vom 9. September 1814 und des § 23 des 
Patents vom 15. November 1816 wegen Verpflichtung 
der Civil⸗Gerichte zur Aufnahme und Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes verübter Verbrechen liegt Unſerem Staats⸗ 
Rathe zur Berathung vor, und wird dieſer Gegen⸗ 
ſtand, ſo weit es die Umſtände geſtatten, beſchleunigt 
werden. 


Vertretung der Depoſital⸗Defekte bei Königl. Gerichten. 
6) Unſere getreuen Stände haben gebeten, die Vor⸗ 
ſchriften der allgemeinen Depoſital-Ordnung Tit. I. 0 
54 bis 63 dahin abzuändern, 517 

daß der Staat die Verpflichtung übernimmt, die bei 

Königlichen gerichtlichen Depoſitorien durch Pflicht: 
verletzungen der Beamten entſtehenden Verluſte, un⸗ 

ter Vorbehalt der Erſatzforderung an den Schuldigen, 

den Eigenthümern zu erſetzen. 

Auf dieſen Antrag einzugehen können Wir Uns je⸗ 
doch nicht veranlaßt finden. Die Depoſition von Ver⸗ 
mögen erfolgt immer im Intereſſe einzelner Perſonen 
und nicht im Intereſſe der Geſammtheit des Staats; 
auch wird die Verwaltung der Depoſita bei Unſeren 
Gerichten, eben ſo wie bei Privatgerichten, von der Ver⸗ 
waltung des Staats⸗Vermögens völlig getrenntgehalten. 

Die Geſetzgebung hat dafür geſorgt, daß nur tüch⸗ 
tige und rechtſchaffene Beamte angeſtellt werden ſollen, 


und deren aufmerkſame Beaufſichtigung angeordnet. 
Damit hat der Staat allen ihm obliegenden Pflichten 


der Vorſorge vollſtändig genügt. Für die Nichtbefol⸗ 
gung der geſetzlichen Vorſchriften und für Verbrechen 
der Beamten einzuſtehen, kann dem Staate nicht an⸗ 
gemuthet werden. ö 
Einziehung der Geldſtrafen und Priorität der Unter⸗ 
ſuchungskoſten vor denſelben. 
7) Der Antrag Unſerer getreuen Stände, durch ein 
Geſetz anzuordnen, 
daß in den Uuterſuchungen, in welchen alternativ auf 
Geld⸗ oder Gefängniß⸗Strafe erkannt wird, und der 
Verurtheilte die einer Privat» Jurisdiktion nicht zu⸗ 
fallende Geldſtrafe berichtigt, zur Zahlung der Un⸗ 
terſuchungskoſten aber unvermögend iſt, die durch die 
Unterſuchung veranlaßten baaren Auslagen vorzugs⸗ 
weiſe aus dem bezahlten Strafgelde entnommen wer⸗ 
den ſollen, 
findet ſeine Erledigung in dem § 368 des Anhanges 
zur Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung J. 50 $ 476. Es 
„Unterſuchungskoſten haben, fie mögen im Konkurſe 
oder außerhalb deſſelben mit den Geldſtrafen in 
Kolliſion kommen, jederzeit vor den letzteren den 
Vorzug.“ 


ten beigetriebene oder ohne nähere Beſtimmung gezahlte 


Geldbetrag zunächſt zur Berichtigung der Koſten ver⸗ 


Es folgt daraus, daß der von einem Angeſchuldig: 


wendet werden muß. Wenn aber Unſere getreuen 
Stände darauf antragen, daß dies zu Gunſten der 
Privat⸗Gerichtsherren auch dann geſchehen möge, wenn 
der Angeſchuldigte zunächſt die Geldbuße freiwillig er⸗ 
legt hat, ſo ſteht dem entgegen, daß nach allgemeinen 
Rechtsregeln der Schuldner in der Wahl, welche von 
mehren Schuldpoſten er zunächſt bezahlen will, nicht 
beſchränkt werden kann, daß es auch den Grundſätzen, 
der Billigkeit nicht entſprechen würde, die von einem 
Angeſchuldigten geleiſtete Zahlung gegen ſeinen Willen 
auf die Unterſuchungskoſten anzurechnen, zu deren Be⸗ 
richtigung ihm die Geſetze größere Nachſicht und Scho⸗ 
nung geſtatten, und ihn dadurch in die Lage zu ver⸗ 
ſetzen, für die nicht gezahlte Geldbuße die Freiheitsſtrafe 
erdulden zu müſſen. 
Beſonderes Gerichts-Depoſitorium in der Stadt 
Wünſchelburg. 8 
8) Die nähere Prüfung des Antrages Unſerer ge⸗ 
treuen Stände, SR 
Anordnung zutreffen, daß in der Stadt Wünſchelburg ein 
eigenes, von dem in Neurode getrenntes Stadtge⸗ 
richts⸗Depoſitorium eingerichtet werde, 
haben Wir Unſerem Juſtiz-Miniſter aufgegeben und 
denſelben ermächtigt, dem Geſuche zu, willfahren, wenn 
nicht beſondere Bedenken entgegenſtehen. 
Einrichtung von Handelsgerichten und Emanirung eines 
beſonderen Handels⸗Geſetzbuches. 5 
9) Auf den Antrag wegen Einrichtung von Han⸗ 
delsgerichten und Emanirung eines beſonderen Han⸗ 
dels⸗Geſetzbuches eröffnen Wir Unſeren getreuen Stän⸗ 
den, daß der Entwurf zu einer Verordnung wegen Ein⸗ 
richtung von Handelsgerichten bereits der Berathung 
des Staatsraths unterliegt, und dabei auch erwogen 


werden wird, ob dieſe Einrichtung von der Publikation 


eines umfaſſenden Handels-Geſetzbuches abhängig zu 
machen ſei, oder ob dem Bedürfniſſe durch beſondere 
Verordnungen über einzelne, ſchon in Berathung ſte⸗ 
hende Gegenſtände des Handelsrechts, namentlich 
1) über das Verfahren bei eingetretener Zahlungsun⸗ 
fähigkeit von Mitgliedern kaufmänniſcher Corpo⸗ 
rationen, und 2 8. 
2) über das Wechſelrecht, 5 
werde genügt werden. | 
Ueber Aktiengeſellſchaften haben Wir bereits unterm 


9. November d. J. (Geſetz- Sammlung Seite 341) 


ein beſonderes Geſetz erlaſſen. 
Ver ſtattung der Juſtiz⸗Kommiſſarien zur freien Praxis bei 
allen Gerichten. 

10) Den Antrag Unſerer getreuen Stände, daß 
den Juſtiz-Kommiſſarien geſtattet werden möge, bei 
allen Gerichten Prozeſſe und überhaupt Rechtsgeſchäfte 
jeder Art zu betreiben, haben Wir auf einen ähnlichen 
Antrag der ſächſiſchen Provinzial⸗Stände bereits früher 
in ſorgfältige Erwägung genommen und demſelben durch 
die Verordnung vom 21. Juli d. J. inſofern Statt 
gegeben, daß fortan jedem Juſtiz-Kommiſſarius frei ſte⸗ 
hen ſoll, ohne Einſchränkung auf einen Gerichts⸗-Be⸗ 
zirk, Vorſtellungen, Eingaben und Schriften aller Art, 


welche in Prozeß- oder anderen Rechtsangelegenheiten 


einem Gerichte einzureichen ſind, für Andere anzufer⸗ 
tigen oder zu legaliſiren. 

Was dagegen die eigentliche Prozeß-Praxis betrifft, 
ſo hängt die beſtehende Einrichtung theils in Betreff 
der verſchiedenen Qualifikation, welche für die bei den 
Obergerichten und für die bei den Untergerichten ange⸗ 
ſtellten Juſtiz-Kommiſſarien gefordert wird, theils in 
Betreff der Nothwendigkeit, dem Publikum die Möglich⸗ 
keit zu gewähren, auch an entlegenen Orten einen 
Sachwalter anzutreffen, was ohne ein geſichertes Ein⸗ 
kommen, und alſo ohne Verweiſung auf einen beſtimm⸗ 
ten Bezirk, unausführbar iſt, mit den beſtehenden 
Prozeßvorſchriften ſo genau zuſammen, daß eine Abaͤnde⸗ 
rung jener Einrichtung der Reviſion der Prozeß⸗Ord⸗ 


nung votbehalten bleiben muß. 


Vervollkommnung und 7 des Schiedsmänner⸗ 
x r mtes. F 
11) Dem Antrage Unſerer getreuen Stände gemäß, 
wollen Wir: \ . 
1) von der Vorſchrift, daß bei den Verhandlungen 
der Schiedsmänner keine Bevollmächtigten zuge⸗ 
laſſen werden ſollen, zu Gunſten der ſtädtiſchen 
oder ländlichen Gemeinen und der Corporationen 
eine Ausnahme geſtatten; auch N 
2) dem Antrage, daß der Verklagte, welcher auf die 
Vorladung des Schiedsmannes ausbleibt, ohne 
ſeine Abſicht, nicht erſcheinen zu wollen, zeitig an⸗ 
gezeigt zu haben, für die Unterlaſſung dieſer An⸗ 
zeige eine Geldbuße von 5 Sgr. an die Orts⸗ 
Armen⸗Kaſſe entrichten ſolle, Unſere Genehmigung 
ertheilen. | 
Dagegen können Wir den Vergleichs-Verhandlun⸗ 
gen der Schiedsmänner eine unbedingte Stempelfreiheit 
nicht bewilligen, da das Intereſſe der Stempel⸗Verwal⸗ 
tung, wie die Erfahrung gelehrt hat, dadurch gefähr⸗ 
det und die Schiedsmänner, dem Zwecke ihres Amtes 
zuwider, zur Aufnahme von Handlungen der freiwilli⸗ 
gen, Gerichtsbarkeit verleitet werden würden. 


Abänderung des § 14. Inſtruction für die Schiedsmänner 


vom 1. Mai 1841. 8 
12) Die im § 14 der Inſtruktion des Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſterums vom 1. Mai 1841 enthaltene Beſtimmung, 


—— 


den als ein großes Uebel anerkannt 


legte Verwendung wollen Wir 


wonach Schiedsmänner, welche mit Parteien verhan⸗ 


t i deutſchen Sprache nicht mächtig ſind, das 
3 = der Space der Parteien niederſchreiben 
müſſen und ſich daher mit der Aufnahme des Ver⸗ 
gleichs nur alsdann befaſſen dürfen, wenn ſie der frem⸗ 
den Sprache ſo weit kundig ſind, um in derſelben ver 
den und ſchreiben zu können, ſteht mit den für Rich⸗ 
ter und Notarien in einem gleichen Falle gegebenen 


Vorſchriften der allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil II. 


Titel 2 § 37 seg. und des Geſetzes vom 9. Juli 
1841 im Einklange und kann keine Abänderung erlei⸗ 
den, da die Parteien nur auf dieſe Weiſe vor Ueber⸗ 


eilungen und Mißverſtändniſſen der Schiedsmänner ge⸗ 
ſichert werden können. 


Aufhebung des Erbrechts der Straf⸗ und Beſſerungs⸗ 

Anſtalten auf den Nachlaß der in ihnen verſtorbenen 
Sträflinge und Korrigenden. 

13) Dem Antrage i 

wegen Aufhebung des Erbrechts der Straf- und Beſ⸗ 

ſerungs⸗Anſtalten auf den Nachlaß der in demſelben 

verſtorbenen Sträflinge und Korrigenden, 


wollen wir gern ſtattgeben, und wird das Erforderliche 


in dieſer Beziehung veranlaßt werden. 
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Klagen der Patrimonial⸗Gerichtsherren gegen ihre Gerichts⸗ 


4 Eingeſeſſenen. } 4 
14) Dem Antrage Unſerer getreuen Stände in Be⸗ 
ziehung auf die Patrimonial⸗ Gerichtsbarkeit ſind Wir 


inſoweit zu entſprechen geneigt, als in Prozeſſen der 


Gutsherrſchaft gegen die Gerichts⸗Eingeſeſſenen der be⸗ 
klagte Theil auch ohne Perhorrescenzgründe auf die 


Entſcheidung des zunächſt vorgeſetzten Gerichts zu pro⸗ 


voziren die Befugniß erhalten ſoll. Unſeren Juſtiz⸗Mi⸗ 


niſter haben Wir beauftragt, hierüber eine Verordnung 
vorzubereiten. 


Reviſion des Wechſelrechts. 

135) Auf die Bitte Unſeren getreuen Stände: 
die Reviſion des Wechſelrechts beſchleunigen und die 
Wechſelfähigkeit für jeden, der Verträge zu ſchließen 
berechtigt iſt, allgemein eintreten zu laſſen, 


3 eröffnen Wir denſelben, daß der Entwurf des neu bear⸗ 
beiteten Wechſelrechts in der Berathung ſich befindet 
und bei dieſer die Frage: ob die beſchränkenden Be⸗ 
ſtimmungen über die Wechſelfähigkeit aufzuheben und 
die Wechſelfähigkeit auszudehnen ſei, zur Erwägung 
gezogen werden ſoll. 


Vorlegung des Eheſcheidungs⸗Geſetzes an den Provinzial⸗ 
Landtag. 7 


16) Auf die von Unſeren getreuen Ständen vorge⸗ 
tragene Bitte, das in der Berathung begriffene Geſetz 
über die Eheſcheidungen dem Provinzial⸗Landtage zur 
Begutachtung vorlegen zu laſſen, verweiſen Wir dieſel⸗ 
ben auf die bereits mit Unſerer Genehmigungſdem Land⸗ 
tags⸗Marſchall gemachte Eröffnung, daß d ie Abſicht 


feſtſtehe, die ſtändiſche Begutachtung des Geſetzes ein⸗ 


treten zu laſſen, ſofern daſſelbe überhaupt noch Beſtim⸗ 
mungen enthalten ſollte, rückſichtlich deren verfaſſungs⸗ 


mäßig das Gutachten der Stände einzuholen iſt. 


Beſchränkung des leichtſinnigen Eingehens von Ehen. 

17) Obgleich leichtſinnig eingegangene Ehen aus den 
von Unſeren getreuen Ständen hervorgehobenen Grün⸗ 
erden müſſen, ſo 
tragen wir dennoch Bedenken, denſelben durch direkte 
Beſchränkungen, welche von Unſeren getreuen Ständen 
auch nicht beantragt worden, entgegenzuwirken. Eine 
heilſame Gegenwirkung gegen jenen Leichtſinn iſt aber 
von denjenigen die Ehe betreffenden Beſtimmungen zu 
hoffen, deren Berathung von Uns angeordnet und noch 


im Gange iſt. Ernſte und würdige Behandlung der 


Eheſachen, und insbeſondere eine richtige Behandlung 


der Eheſcheidungen, find geeignete Mittel, das allge⸗ 
meine Bewußtſein der hohen Würde und der Heiligkeit 
der Ehe herzuſtellen und zu befeſtigen und dadurch von 
leichtſinniger Eingehung der Ehre zurückzuhalten. Außer⸗ 
dem haben Wir, dem Antrage Unſerer getreuen Stände 
% gemäß, eine legislative Berathung der Frage befohlen, 
E ob im Intereſſe der guten Sitte und der Ehen die 
auf unehelichen Geſchlechts-Umgang gegründeten An⸗ 


ſprüche unzüchtiger Weibsperſonen und unehelicher Kin⸗ 
der zu beſchränken ſind, und behalten Uns, nach Maß⸗ 
gabe des Ausfalls dieſer Berathung, auf die Anträge 
Unſerer getreuen Stände, deren Tendenz Uns wohlge⸗ 
fällig geweſen iſt, die weitere Entſchließung vor. 

Emanirung einer neuen Stolgebühren⸗Taxordnung 

. N für Schleſien. 

18) Die, Vorarbeiten Behufs Emanirung einer 
neuen Stolgebühren⸗Tarordnung für Schleſien werden 
fortgeſetzt. Dieſelben find jedoch ſo umfangreich und 
mit ſo viel Schwierigkeiten verbunden, daß bei aller 
Fürſorge, welche man ihrer Beſchleunigung widmet, es 
dennoch wohl einiger Zeit noch bedürfen wird, bevor 
dieſes Werk zu Stande kommen kann. 

„Taubſtummen⸗Anſtalt in Breslau. 1 
19) Auf die von Unferen getreuen Ständen einge⸗ 
zte Verwendung 0 dem Vereine für den 
Unterricht und die Erziehung der Taubſtummgebornen 
in Schleſien, in Anerkennung ſeiner ſegensreichen Wirk⸗ 
ſamkeit, auf das von ihm bei Uns angebrachte Geſuch, 
den Verkauf der bisher von ihm als Anſtaltshaus be⸗ 
nutzten ehemaligen Kurie auf dem Dome in Breslau, 
und die Verwendung des Erlöſes für den projektirten 


0 — = 


und bereits begonnenen Neubau eines ſolchen Hauſes 
unter der in das Hypotheken⸗Folium deſſelben einzutra⸗ 
genden Bedingung geſtatten, daß der Erlös für das 
jetzige⸗Haus der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe überwie⸗ 
ſen werden ſoll, wenn entweder das im Bau begriffene 
neue Haus veräußert und das Kaufgeld nicht an ein 
anderweit zu ſubſtituirendes Etabliſſement wieder ver⸗ 
wendet wird, oder wenn der Verein ganz aufhört. Was 
die von dem Vereine zugleich angebrachte und auch 
von Unſeren getreuen Ständen befürwortete Bitte be⸗ 
trifft, daß außerdem zu den Koſten, des Neubaues ei- 
nes größeren Hauſes, in welchem die bisherige Zahl 
von 57 Zöglingen auf mindeſtens 100 erhöht werden 
ſoll, eine Unterſtützung aus der Staatskaſſe geleiſtet 
werden möge, fo erkennen Wir auch hierbei die löbliche. 
Abſicht des Vereins, ſeinen Beſtrebungen, nach Maß⸗ 
gabe des ſich herausſtellenden größeren Bedürfniſſes, 
eine weitere Ausdehnung zu geben, in vollem Maße 
an, und wollen demſelben für den angegebenen Zweck 
eine Unterftüsung von 3000 Rthlr. auf die Staats⸗ 
kaſſe anweiſen. Wir hegen dabei das zuverſichtliche 
Vertrauen, daß, mit Rückſicht auf das in der Provinz 
ſich allgemein kundgebende Intereſſe für die Wirkſam⸗ 
keit des Vereins, auch Unſere getreuen Stände geneigt 
ſein werden, demſelben ihrerſeits, wie bisher ſchon von 
ihnen geſchehen, ſo auch ferner nach Maßgabe des Be⸗ 
dürfniſſes Beihülfe zu leiſten. F 
Ausbildung der Seminariſten. 

20) Auf die Bitte Unſerer getreuen Stände, Für⸗ 
ſorge treffen zu laſſen, 

„daß, auch bei Vermehrung der Seminariſten auf 
die nothwendige Zahl, deren gründliche Ausbildung, 
wie bisher im dreijährigen Kurſus erfolgen könne,“ 

eröffnen wir denſelben, daß die neuerlich angeordnete 
Einführung eines zweijährigen Seminar-Kurſus theils 
auf den in andern Provinzen beſtehenden Einrichtungen 
und den daſelbſt gemachten Erfahrungen beruht, theils 
mit anderweitigen Anordnungen, wegen Vorbildung der 
Präparanden für das Seminar, zuſammenhängt, ſo daß 
die Bildungszeit der Schulamts⸗Aſpiranten künftig ei⸗ 
nen größern Zeitraum als bisher umfaſſen wird. Un⸗ 
ſere getreuen Stände dürfen daher der Beſorgniß nicht 
Raum geben, daß durch die Wiedereinführung des zwei⸗ 
jährigen Seminarkurſus die gründliche Ausbildung der 
Seminar⸗Zöglinge gefährdet werde. 


Dienſt⸗Einkommen der Land⸗Schullehrer und Adjuvanten. 


21) Aus der Petition Unſerer getreuen Stände ha⸗ 
ben Wir mit Wohlgefallen die Theilnahme erſehen, 
welche dieſelben der Lage der nicht hinreichend beſolde⸗ 
ten Land⸗Schullehrer und Adjuvanten widmen. 

Unſere Behörden ſind ſchon ſeit längerer Zeit da⸗ 
mit beſchäftigt, eine genaue Ueberſicht der Verhältniſſe 
der Landſchullehrer und der Mittel, durch welche dem 
Nothſtande der nicht hinreichend beſoldeten Lehrer ab⸗ 
geholfen werden kann, zuſammenzuſtellen, und werden 
die zur Gewinnung derſelben etwa noch weiter erforder⸗ 
lichen Vorbereitungen dergeſtalt beſchleunigen, daß das 
Ergebniß der ſtattgefundenen Unterſuchung und Erör⸗ 
terung, wo möglich, dem nächſten Landtage, nach dem 
von Unſeren getreuen Ständen gemachten Antrage, vor⸗ 
gelegt werden kann. Indem Wir dieſe Vorlegung zu 
veranlaſſen Uns vorbehalten, glauben Wir, bei der 
Theilnahme, womit Unſere getreuen Stände dieſen Ge⸗ 
genſtand in ihrer Petition aufgenommen haben, zum 
voraus die Ueberzeugung ausſprechen zu dürfen, daß 
dieſelben geneigt ſein werden, zur Beſeitigung der ſich 
ergebenden Schwierigkeiten thätig mitzuwirken. 


Zwangsgebrauch der Extrapoſten. 

22) Inwieweit Aufhebung oder Milderung des 
Zwangsgebrauches der Extrapoſten wird eintreten kön⸗ 
nen, muß den Berathungen über das Unſerem Staats⸗ 
Minifterium im Entwurf vorliegende neue Poſtgeſetz 
vorbehalten bleiben. 1 

Ermäßigung des Brief Porto’s 

23) Modifikationen des Porto⸗Regulativs v. 28. Dez. 
1824, durch welche die Anträge Unſerer getreuen Stände 
auf Ermäßigung des Brief⸗Porto Berückſichtigung fin⸗ 
den werden, ſind in der Berathung begriffen. Unſere 
Entſchließung iſt darüber zu gewärtigen. ; 

Der Frankirungszwang für Briefe nach und aus 
einigen fremden Staaten, welchen Unſere getreuen Stände 
als erſchwerend für den Verkehr bezeichnen, wird durch 
Vereinbarungen mit den betreffenden fremden Regie⸗ 
rungen ſo weit als möglich beſeitigt werden. 

Was die beantragte Feſtſtellung einer in allen 
deutſchen Staaten die Portofreiheit bedingenden Rubrik 
betrifft, ſo müſſen Wir Unſern getreuen Ständen be⸗ 
merklich machen, daß, wenn hiermit der Antrag aus⸗ 
gedrückt werden ſoll, amtliche, zur Portofreiheit geeig⸗ 
nete Korreſpondenz zwiſchen Unſern und andern deut⸗ 
ſchen Staats-Behörden gegenſeitig ohne Portozahlung 
zu befördern, deshalb bereits ſachgemäße Einrichtungen 
beſtehen. 75 

Von dieſer Portofreiheit ſind auch die Angelegen⸗ 
heiten armer zur Portozahlung unfähiger Partieen, fo 
weit ihre Angelegenheiten von den Behörden betrieben 
werden, nicht ausgeſchloſſen. Re 
Modifikationen des Stempel⸗Geſetzes vom 7. März 1822, 

24) Dem 5 5 5 2 % 0 1 x 


„die im Stempel = Gefes vom 7. März 1822 ent⸗ 
haltenen Strafbeſtimmungen dahin abzuändern, daß 
die Stempelſtrafe bei der erſten Contravention, außer 
der Nachholung des fehlenden Stempels, nur in deſ⸗ 
ſen einfachen, und im Wiederholungsfalle im dop⸗ 
pelten Betrage beſtehen dürfe,“ 


können wir nicht willfahren, da die durch die §8 21 


und 22 des angeführten Geſetzes angeordneten Strafe 
des vierfachen Betrages der nicht verbrauchten Stem⸗ 
pel, der im § 242, Tit. 20, Theil II, des Allgemeinen 
Landrechts aufgeſtellten Regel völlig entſpricht, und die⸗ 
fe auch in der neueren Steuer-Gefeßgebung überall feſt⸗ 
gehalten iſt. 

Bei der Stempelſteuer würde ſich eine Ausnahme 
umſoweniger rechtfertigen, als hier — namentlich bei 
Privat⸗Verträgen — die Entdeckung der Contraventionen 
ſelten, mithin die Anreizung zu ſolchen groß iſt, und 
daher eine mildere Strafe die Steuerkaſſe nicht gehörig 
ſchützen würde, während die mit der Stempelverwaltung 
beauftragten Behörden von der ihnen ertheilten Befug⸗ 
niß zur Ermäßigung und ſelbſt zum gänzlichen Etlaß 
der Stempelſtrafen dann Gebrauch machen, wenn die 
Contravention auf einem entſchuldbaren Verſehen be⸗ 


ruht, oder ſonſt erhebliche Milderungsgründe vorhanden 


ſind. Dem weiteren Antrage: 
„den Produzenten als ſolchen von der Stempelſtrafe 
freizulaſſen, und nur den eigentlichen Contravenien⸗ 
ten in Anſpruch zu nehmen,“ 
ſteht entgegen, daß ſich Jedermann vor der Anwendung 
dieſer im ſteuerlichen Intereſſe erforderlichen Maßregel 
durch Verweigerung der Annahme eines nicht mit dem 
gehörigen Stempel verſehenen Dokuments, oder durch 
ſofortige Anzeige der Contravention bei der Behörde 
ſichern kann. 7 
Was den außerdem noch geſtellten Antrag anlangt 
„die in der Petition vom 31. März 1837 gemach⸗ 
ten Vorſchläge wegen Abänderung einiger Beſtim⸗ 
mungen des Stempelgeſetzes in Erwägung ziehen zu 
laſſen, falls dies bei der Reviſian deſſelben nicht ge⸗ 
ſchehen fein ſollte,“ 


ſo geben Wir Unſern getreuen Ständen zu erkennen, 


daß ſich zwar der Zeitpunkt, wann mit einer allgemei⸗ 
nen Reviſton und Umarbeitung des Stempel-Geſetzes 
wird vorgeſchritten werden, wegen der mancherlei hier⸗ 
bei mitzuberückſichtigenden Einwirkungen auf andere 
Verwaltungszweige, noch nicht beſtimmen läßt, hiermit 
jedoch einzelne Modifikationen dieſes Geſetzes, ſo weit 
ſich erfahrungsmäßig ein Bedürfniß hiezu ergeben hat, 
nicht ausgeſchloſſen fein werden. 

Baldige Emanirung des Gewerbe- Polizei⸗Geſetzes. 

25) Es ſind die nöthigen Anordnungen getroffen, 
daß das in der Berathung begriffene Gewerbe⸗Polizei⸗ 
Geſetz — den Wünſchen Unſerer getreuen Stände ent⸗ 
ſprechend — bald erſcheinen wird. N 

Doppelte Wegezoll⸗Erhebung in Breslau. 

26) Die Vorausſetzung Unſerer getreuen Stände, 
daß Behufs Feſtſetzung der Wegegelder-Erhebung die 
von Breslau ausgehenden Straßenzüge vom Mittel⸗ 
punkt der Stadt aus gemeſſen ſeien und ſomit für das 
ſtädtiſche Pflaſter, deſſen Unterhaltung der Stadt gegen 
Erhebung eines Brücken- und Pflaſter⸗Zolls obliege, 
eine doppelte Abgabe erhoben werde, hat ſich bei der 
angeſtellten Unterſuchung als nicht völlig richtig erge⸗ 
ben. Vielmehr hat ſich herausgeftellt: daß bei der 


Chauſſeegeld⸗Erhebung für die Straßen von Breslau 


nach Brieg, Poſen, Strehlen und Striegau das ſtädtiſche 
Pflaſter nicht mit eingerechnet iſt, während dies bei 
den übrigen Straßen zweifelhaft erſcheint und noch 
einer näheren Aufklärung bedarf. Sollte es ſich 


dabei ergeben, daß die Vorausſetzung Unſerer getreuen 


Stände zum Theil richtig geweſen und die bereits einge⸗ 
leitete Unterhandlung mit der Stadt Breslau wegen 
Ablöſung des ſtädtiſchen Pflaſter- und Brückenzolles 
nicht zu einem baldigen Ziele führen, fo wird die be⸗ 
antragte Ermäßigung des Chauſſeegeldes angeordnet 
werden. N > 
Steuerverhältniſſe in den Städten Görlitz und Lauban. 
27) Die Klaſſenſteuer iſt in den Vorſtädten von 
Görlitz nicht, wie Unſere getreuen Stände vermeinen, 


nur proviſoriſch, ſondern ſeit dem Jahre 1823 definitiv 


eingeführt, und wenn hierdurch allerdings eine in man⸗ 
chen Beziehungen unbequeme Trennung zwiſchen der 
Stadt und den Vorſtädten herbeigeführt wird, ſo befin⸗ 
det ſich doch Görlitz dieſerhalb in keiner nachtheiligeren 
Lage, als die meiſten größeren Städte Unſerer Monar⸗ 
chie, wo zum beſſeren Schutz der Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer die gleiche Einrichtung getroffen iſt; — ſo weit 
aber der beſtehende Zunftzwang auf das Verhältniß zwi⸗ 
ſchen der Stadt und den Vorſtädten einen ſtörenden 


Einfluß übt, wird das in dem letzten Stadium der Be⸗ 


rathung begriffene Gewerbe-Polizeigeſetz deſſen Beſeiti⸗ 


gung herbeiführen. — Dennoch iſt bereits unter dem 


23. Januar d. J. dem Ober⸗Präſidenten eine gründ⸗ 
liche Erörterung darüber aufgetragen, ob unter Erwä⸗ 
gung aller Verhältniſſe eine Erweiterung des Mahl⸗ 
und Schlachtſteuerbezirks zuläſſig ſei, nach deren Been⸗ 
digung Unſere Entſchließung erfolgen wird. Wegen der 


in dem halbmeiligen Umkreiſe der Städte Görlitz und 
Lauban wohnenden undemitteiten. Einwohner, welche 
durch die Verpflichtung zur Siaffenfteuer ungewöhnlich 


— 


hart betroffen werden, iſt bereits unter dem 11. Dez. 
1841 und 20. Oktober 1842 dahin Vorſehung getrof⸗ 
fen, daß ihnen ein angemeſſener Erlaß dieſer Steuer 
zu Theil werde, und erſtreckt ſich dieſe Anordnung auch 
auf die Gewerbetreibenden der Vorſtädte. Dagegen 
müſſen Wir Anſtand nehmen, wegen Herabſetzung der 
Gewerbeſteuer von letzteren den Anträgen Unſerer ge⸗ 
treuen Stände zu entſprechen, da dieſe Beſteuerung der 
in der ganzen Monarchie zur Anwendung kommenden 
geſetzlichen Beſtimmung entſpricht. 


t Erlaß der Weinſteuer. 

28) Auf den Antrag, die durch das Geſetz vom 25. 
September 1820 für die ganze Monarchie eingeführte 
Weinſteuer für die Provinz Schleſien ein⸗ für allemal 
zu erlaſſen, — können Wir nicht eingehen, da die un⸗ 
günſtigeren klimatiſchen Verhältniſſe der öſtlichen Pro⸗ 
vinzen durch die Beſtimmung des Geſetzes, wonach die 
daſelbſt belegenen Weinberge nur in den drei unterſten 
Stufen der Weinſteuer eingeſchätzt werden dürfen, be⸗ 
reits die nöthige Berückſichtigung gefunden haben. 

Daß Uns übrigens die durch äußere Verhältniſſe 
herbeigeführte Bedrängniß des Weinbauers nicht ent⸗ 
gangen und ſolche durch Steuerermäßigungen ſo weit 
thunlich erleichtert iſt, haben Unſere getreuen Stände 
ſelbſt anerkannt; aus gleicher Rückſicht haben Wir auch 
die Steuer von dem Weingewinn des Jahres 1843 
in Gnaden gänzlich zu erlaſſen geruht. 


Abſchreibung der Brau- und Brennereiſteuer. 
20) Durch das Edikt vom 10. September 1748 
find die ſchleſiſchen Grundſteuer⸗Kataſter für gefchloffen 
erklärt, und muß ſeitdem die von den Dominien und 
anderen Beſitzungen zu zahlende Grundſteuer als eine 
auf dem Geſammt⸗Ertrage der Güter haftende Ab: 
gabe behandelt werden, welche wegen des veränderten 
Ertrages des einen oder anderen Wirtſchaftszweiges we⸗ 
der erhöht oder ermäßigt werden darf. Wir können 
daher einen Grundſteuer⸗Erlaß wegen der urſprünglich 
nach dem Ertrage der Brennereien und Brauereien ka⸗ 
taſtrirten Quoten nicht eintreten laſſen. 


Beſteuerung des ausländiſchen Eiſens. 

30) Die Beförderung des Gewerbfleißes und des 
Handels Unſerer Unterthanen bildet, wie Wir den ger 
treuen Ständen auf Ihre in dieſer Beziehung ausge⸗ 
ſprochenen Wünſche zu erkennen geben, fortdauernd einen 
Gegenſtand Unſerer beſonderen landesväterlichen Für⸗ 
ſorge; daß aber die dafür auszuwählenden Mittel aus 
einem höheren als dem provinziellen Standpunkte be⸗ 
urtheilt und gewählt werden müſſen, iſt von ihnen ſelbſt 
anerkannt und hervorgehoben. 

Wegen der anderweiten Beſteuerung des Eiſens ſind 
nach ſehr ſorgfältiger Prüfung des wichtigen Gegenſtan⸗ 
des Verhandlungen mit den Regierungen des Zollver⸗ 
eins angeknüpft, deren Beendigung bald zu erwarten iſt. 

Vermehrung der Kunſtſtraßen. 1 

311) Der früher beabſichtigte Bau einer Chauſſee 
von Oppeln über Koſel nach Ratibor iſt bisher noch 
ausgeſetzt worden, weil durch den inzwiſchen eingeleite⸗ 
ten Bau der oberſchleſiſchen Eiſenbahn und durch die 
in Ausſicht geſtellte Anſchlußbahn von Koſel nach Oder⸗ 
berg die Nothwendigkeit der bezeichneten Chauſſee zwei⸗ 
felhaft geworden iſt, und es jedenfalls räthlich erſcheint, 
zuvor die Einwirkung der fraglichen Eiſenbahnen auf 
den Verkehr abzuwarten. — Dagegen ſind wegen des 
kunſtmäßigen Ausbaues der Straße von Ratibor bis 
zur Landesgränze bei Klingebeutel in der Richtung auf 
Troppau im Wege eines Aktienunternehmens mit Zu⸗ 
ſchüſſen aus den Staatskaſſen Einleitungen getroffen, 
und iſt in ähnlicher Weiſe der Bau einer Chauſſee von 
Jägerndorf über Leobſchütz nach Koſel zum Anſchluß an 
die Eiſenbahn in Ausſicht geſtellt. 

Was die ferneren Anträge um Erbauung von 
Chauſſeen 
J) von Militſch durch Trachenberg, Herrnſtadt, Guh⸗ 

rau und Winzig nach Steinau, f 
2) von Tarnowitz durch Lublinitz, Guttentag, Roſen⸗ 

berg, Konſtadt und Namslau nach Brieg, und 
3) von Frankenſtein über Münſterberg nach Neiſſe 
betrifft; ſo wird zwar nicht verkannt, daß ſolche für den 
provinziellen Verkehr von weſentlichem Intereſſe find. 
Indeß ſind zur Zeit noch andere, für den allgemeinen 
Verkehr wichtigere Handelsſtraßen auszubauen, und wer⸗ 

den die hierzu diſponiblen Geldmittel des Staates noch 
auf längere Zeit hinaus in Anſpruch genomwen; ſo daß 
es nicht zuläſſig erſcheint, die Uebernahme jener drei 
Chauſſeebauten in der bedeutenden Ausdehnung von un⸗ 
geführ 40 Meilen auf Staatskoſten zu übernehmen. 
Dagegen ſind Wir nicht abgeneigt, für dieſe Bauten, 
falls ſich die betreffenden Kreisſtände oder Aktienvereine 
zu deren Ausführung bereit finden laſſen, angemeſſene 
Prämien aus der Staatskaſſe zu bewilligen. 

Wegräumung des Schnees von den Kunſtſtraßen. 

32) Der Antrag Unſerer getreuen Stände, daß, 
wenn Behufs Wegräumung des Schnees von den Kunſt⸗ 
ſtraßen, die Hülfe der Einwohner der Orte, in deren 
Feldmarken ſich der Schneefall ereignet hat, zur Her⸗ 
ſtellung der Paſſage in Anſpruch genommen werden 
muß, dieſe Hülfe nur gegen Zahlung des ortsüblichen 
Tagelohns gefordert werden möge, wird bei Berathung 


der neuen Wegeordnung in Erwägung genommen werden, befriedigt werden, 


beizubehalten iſt, 
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Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes muß es aber bei 
den Beſtimmungen der Ordre vom 8. März 1832, 
welche gegen die Anordnung im $ 13 des Wegezollre⸗ 
glements für das Herzogthum Schleſien und die Graf⸗ 
ſchaft Glatz vom 26. Auguſt 1789, wonach die Aus: 
ſchüttung des Schnees in tiefen Wegen von den Be⸗ 
wohnern ohne alle Vergütung zu bewirken war, be: 
reits eine weſentliche Erleichterung gewährt hat, ſein 
Bewenden behalten. 

Heranziehung der Zugvieh haltenden Gewerbtreibenden 

zu den Wegebauten. 

33) Der Entwurf der allgemeinen Wegeordnung iſt 

in der Vorberathung begriffen. Auf die möglichſte Be⸗ 


ſchleunigung der desfallſigen Verhandlungen wird Be⸗ 


dacht genommen, auch werden dabei die von Unſeren 
getreuen Ständen angeregten Fragen hinſichtlich der Ver⸗ 
anlagung der Spanndienſte zu den Wegebauten Seitens 
der Kreis⸗Verſammlungen, ſo wie der Heranziehung ſol⸗ 
cher Gewerbetreibenden auf dem Lande, die zwar keinen 
Acker befisen, aber Zugvieh halten, bei Vertheilung der 
Wegebaudienſte, zur Erörterung gezogen werden. 
Verbeſſerung der Oder⸗Schifffahrt. 

34) Unſeren getreuen Ständen theilen Wir anlie⸗ 
gend eine in Folge eines ähnlichen Antrages der pom⸗ 
merſchen Stände von Unſerem Finanz⸗Miniſter ausge⸗ 
arbeitete Denkſchrift mit, woraus ſich die Maßregeln, 
welche in den letzten 25 Jahren Behufs Verbeſſerung 
der Schiffbarkeit der Oder zur Ausführung gekommen 
ſind, ſo wie deren Erfolge ergeben. 

Unſere getreuen Stände werden ſich daraus über⸗ 
zeugen, daß die Wichtigkeit dieſer Waſſerſtraße keines⸗ 
weges verkannt, vielmehr auf deren Verbeſſerung ſehr 
anfehnliche Summen verwendet find, auch der Schiff⸗ 
fahrts⸗Verkehr fortwährend bedeutend erleichtert und ge⸗ 
ſtiegen iſt. 

Dem vorgetragenen Wunſche entſprechend ſoll übri⸗ 
gens darauf Bedacht genommen werden, nach Maßgabe 
der auf die vielen Waſſerwege Unſerer Monarchie in 
gerechtem Maße zu vertheilenden disponiblen Mittel 
auch ferner die Regulirung der Oder möglichſt zu fördern. 

Wegen Ankauf des Oderwehrs zu Dyhrenfurth und 
Aufhebung des bei demſelben erhobenen Zolles, wegen 
angemeffener Erweiterung des Schiffzuges an dem Oder⸗ 
wehre zu Beuthen, und wegen Anlegung eines Winter⸗ 
hafens bei Breslau ſind bereits vor Eingang des An⸗ 
trages Unſerer getreuen Stände Einleitungen getroffen. 
— Inwiefern zu letzterem Zwecke eine beſtimmte Summe 
aus der Staatskaſſe zu bewilligen ſei, wird ſich erſt nach 
Aufſtellung eines vollſtändigen Planes ermeſſen laſſen. 

Was den Antrag betrifft, einen beſonderen Kom⸗ 
miſſarius für das Geſchäft der Oder-Regulirung zu be⸗ 
ftellen: fo wird darauf bemerkt, daß hiermit bereits der 
Departements⸗Rath der Ober⸗Bau⸗Deputation ſeit län⸗ 
gerer Zeit beauftragt iſt, und daß von demſelben bei 
den alljährlichen Strombefahrungen die Waſſerbau⸗Be⸗ 
amten der verſchiedenen Regierungs-Bezirke zugezogen 
werden, Wonach. die beantragte Bildung beſonderer Lo⸗ 
kal⸗Kommiſſionen um ſo weniger erforderlich erſcheint, 
als nach dem beigefügten Promemoria das bisherige 
Verfahren von dem günſtigſten Erfolge geweſen ift, 

Die Räumung des Oderbettes von Schifffahrts-Hin⸗ 
derniſſen iſt bisher ſchon zum großen Theil vom Staate 
übernommen worden. Eine vollſtändige Erledigung wird 
dieſe Angelegenheit demnächſt im geſetzlichen Wege durch 
die in der Berathung begriffene Strom- und Ufer⸗Ord⸗ 
nung erhalten. ( 

Inwiefern künftig zur Vertiefung des Fahrwaſſers 
Baggermaſchinen anzuwenden und längs des Oderſtro⸗ 
mes ein geregelter Leinpfad herzuſtellen ſein wird, läßt 
ſich erſt dann ermeſſen, wenn die eingeleiteten Reguli⸗ 
rungs⸗Arbeiten ganz vollendet ſind und dem Strome 
dadurch ein beſtimmter Lauf angewieſen iſt. 

Was endlich den Vorſchlag Unſerer getreuen Stände 
betrifft, Muſter⸗Fahrzeuge zur Beſchiffung der Oder auf 
Staatskoſten zu erbauen: fo iſt darauf nicht einzugehen, 
weil die Erfahrung lehrt, daß Verbeſſerungen in dieſer 
Beziehung bei den Schiffern am ſchwerſten Eingang 
finden, wenn fie ihnen von Seiten der Behörden vor⸗ 
geſchlagen werden. Dagegen find Wir gern bereit, flit 
die Erbauung ſolcher Muſterfahrzeuge, wo ſich Privat⸗ 
Perſonen dazu verſtehen, angemeſſene Unterſtützung aus 
der Staatskaſſe zu bewilligen; wie denn auch bereits 
kürzlich einem Schiffbauer zu Oppeln eine Unterſtützung 
von 500 Rthl. zu dieſem Behufe gewährt iſt. 

Aufhebung aller Holz⸗Licitationen in den Königl. Forſten. 

35) Dem Antrage, bei Aufhebung der Holz⸗Licita⸗ 
tionen die frühere Beſtimmung feſter Holzpreiſe in un⸗ 
ſeren Forſten wieder eintreten zu laſſen, kann in der 
Ausdehnung, welche von Unſeren getreuen Ständen ge⸗ 
wünſcht zu fein ſcheint, nicht gewillfahrt werden. 

Das Verfahren bei dem Holzverkaufe in Unſeren 
Forſten iſt bereits einer forgfältigen Prüfung unterwor⸗ 
fen worden, wobei vielſeitige Erörterungen zu der Ueber⸗ 


zeugung geführt haben, daß die jetzt beſtehenden Einrich⸗ 


tungen zweckmäßig ſind, daß deshalb der Verkauf des 
Holzes im Wege der Licitation auch ferner als Regel 
und daß dies ſelbſt dem Intereſſe der 
Holz⸗Konſumenten entſpricht. Denn nicht alle Bedürf⸗ 
niſſe an Brennmaterial können aus Unſeren Forſten 
und aus dieſem Grunde würde die 


unbedingte Wiederherſtellung feſter Tappreiſe bei allen 
Holzverkäufen unvermeidlich zu vielen Beſchwerden über 
Begünſtigung und Bevorzugung einzelner Holzkäufer 


Anlaß geben. 


Durch neuerlich getroffene Anordnungen und durch 
Erweiterung der den Regierungen früher zugeſtandenen 
Befugniſſe zum Verkauf von Holz aus freier Hand in 
geeigneten Fällen, insbeſondere zur Abgabe von Brenn⸗ 
material an unbemittelte Einwohner, ſind übrigens die 
Uebelſtände, welche den obigen Antrag veranlaßt haben, 
thunlichſt beſeitigt. 
Vermehrung der Zahl der Ausſchuß⸗Mitglieder für die 

Provinz Schleſien. 

36) Wenn Unſere getreuen Stände auf den gemein⸗ 
ſchaftlichen Antrag der Abgeordneten der Oberlauſitz, 

daß die letztere ſtets durch ein Mitglied aus der Zahl 

ihrer Abgeordneten in dem ſtändiſchen Ausſchuſſe der 

Provinz Schleſien vertreten werde, 
nicht unbedingt eingegangen ſind, dagegen die Bitte vor⸗ 
getragen haben, der Provinz Schleſien überhaupt zu ge⸗ 
ſtatten, eine größere Anzahl als 12 Mitglieder zu dem 
ſtändiſchen Ausſchuſſe zu wählen, um alsdann auch je⸗ 
desmal Abgeordnete aus der Oberlauſitz zu dem ſtän⸗ 
diſchen Ausſchuſſe zu wählen, ſo können Wir derſelben 
Unſere Genehmigung nicht ertheilen. Es würde dadurch 
die Gleichheit der Vertretung der verſchiedenen Provin⸗ 
zen in der Verſammlung der vereinigten Ausſchüſſe auf⸗ 
gehoben werden und überdies die Folge davon ſein, daß 
auch andere Provinzen aus den mannigfachſten Grün⸗ 
den eine Vermehrung in Anſpruch nehmen dürften, 
während ein einwandsfreier Maßſtab für eine ſolche 
Verſchiedenheit nicht zu finden iſt. 

Oeffentlichkeit der Landtags⸗Verſammlungen und Veröffentli⸗ 
chung der Protokolle, unter Anführung der Namen der 
Redner, durch Redaktion von Landtagsblättern. 

37) Dem Antrage Unſerer getreuen Stände: 

die Offentlichkeit der Landtags-Verſammlungen und 

die vollſtändige Veröffentlichung der Landtads⸗Proto⸗ 

kolle, unter Anführung der Namen der Redner, zu 

geſtatten, - . 
müſſen Wir Unſere Genehmigung verſagen. f 

Inwiefern es für angemeſſener zu erachten, ſtatt der 
bisher durch die Zeitungen veröffentlichten Landtags⸗ 
Berichte, die Mittheilungen über die Verhandlungen des 
Landtages in einer mehr überſichtlichen Form, durch be⸗ 
ſonders zu redigirende Landtagsblätter zur Veröffentli⸗ 
chung zu bringen, bleibt weiterer Erwägung vorbehalten 

Ausdehnung der Wählbarkeit im Stande der Städte 

N und Landgemeinden. 7 

38) Was die verſchiedenen in der Denkſchrift vom 
1. Mai c. Uns vorgetragenen Anträge wegen Ausdeh⸗ 
nung der Wählbarkeit im Stande der Städte und Land⸗ 
gemeinden anbetrifft, und zwar: 

1) für die ſtädtiſchen Abgeordneten das Erforderniß 
des zehnjährigen Grundbeſitzes auf eine fünfjährige 
Dauer der Beſitzzeit zu beſchränken, 
die Wählbarkeit der ſtädtiſchen Abgeordneten nicht 
mehr durch den Betrieb bürgerlicher Gewerbe zu 
bedingen, 
den zur Wählbarkeit eines Abgeordneten im Stande 
der Landgemeinden erforderlichen Steuerſatz von 
12 Rthl. auf 6 Rthl. und da, wo er nach Art, 
X. der Verordnung vom 2. Juni 1827 ſchon auf 
6 Rthl. beſtimmt iſt, auf 3 Rthl, herabzuſetzen, 
ſo geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu erkennen, 
daß Wir es dermalen im Allgemeinen nicht rathſam 
finden, Veränderungen in der ſtändiſchen Verfaſſung 
vorzunehmen; indeſſen wollen Wir den Antrag ad 1) 
da überdies von den Landtagen anderer Provinzen eine 
ähnliche Bitte eingegangen iſt, nicht aus dem Auge 
verlieren und prüfen laſſen, ob in Bezug auf die Dauer 
des ſtädtiſchen Grundbeſitzes ein fo dringendes Bedürf⸗ 
niß vorhanden iſt, welches Uns zu einer Abweichung 
von dem vorſtehenden Grundſatze beſtimmen könnte. 

Einfache Stimmen⸗Mehrheit für Petitionen. 

39) Der Antrag, 

daß bei Petitionen die einfache Stimmen Mehrheit 

ausreichend ſein möge, um ſolche zu Unſerer Kennt⸗ 

niß bringen zu dürfen, 

hat die geſetzlich erforderliche Majorität von 7, der 
Stimmen in der Stände⸗Verſammlung nicht erhalten. 
Wenn in Folge deſſen aber eine Sonderung in Theile 
ſtattgefunden hat und die Gutachten der einzelnen 
Stände Uns zu Unſerer Entſcheidung vorgetragen ſind, 
ſo lag hier nicht ein Fall vor, bei welchem eine Son⸗ 
derung in Theile ſich rechtfertigen konnte. 

Eine ſolche iſt nach § 48 des Geſetzes vom 27. 
März 1824 zuläſſig, wenn durch einen Beſchluß des 
Landtags bei der Begutachtung einer ihm vorgelegten 
Propoſition, oder dadurch, daß derſelbe mit verfaſſungs⸗ 
mäßiger Majorität eine Petition an Uns zu richten be⸗ 
ſchließt, ein Stand, deſſen Intereſſe in dieſem Falle ge⸗ 
gen das der anderen Stände geſchieden iſt, ſich in ſei⸗ 
nem Rechte verletzt glaubt. Dadurch aber, daß ein An⸗ 
trag die verfaſſungsmäßige Majorität nicht erlangt, um 
ihn überhaupt zu einer Uns vorzulegenden Petition zu 
erheben, kann ein einzelner Stand ſich in ſeinem Rechte 
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(Fortſetzun g.) 
nicht verletzt fühlen, indem der Beſchluß des Landtages, 
die Petition nicht anzunehmen, nur die Folge hat, daß 
es bei dem beſtehenden Zuſtande verbleibt. 
Ausnahmsweiſe könnte in dem letztgedachten Falle 
die Sonderung in Theile höchſtens dann geſtattet wer⸗ 


den, wenn der Antrag von einem einzelnen Stande 
ausginge und einen Gegenſtand beträfe, bei dem das 


Intereſſe dieſes Standes ausſchließlich und allein be⸗ 
theiligt wäre. Ein ſolches Sonder-Intereſſe berührt 
aber der vorſtehende Antrag nicht. 

Die Petition hätte Uns daher nicht vorgelegt wer⸗ 
den ſollen. 1 
Erweiterte Vertretung des Standes der Städte und der Land⸗ 

Gemeinden auf dem Provinzial⸗Landtage. 

40) Daſſelbe gilt von dem Antrage: 

daß dem Stande der Städte und der Landgemein⸗ 

den eine erweiterte Vertretung auf dem Landtage 
durch Vermehrung der Zahl ihrer Abgeordneten ge⸗ 

währt werde. 

Auch dieſer Antrag hat die geſetzliche Majorität von 
% der Stimmen in der Stände-Verſammlung nicht 


erhalten. Die ſtattgefundene Sonderung in Theile war 
aus den vorſtehend entwickelten Gründen hier ebenfalls 
unzuläſſig, weil durch den Beſchluß des Landtages, den 
Antrag zu einer Uns vorzulegenden Petition nicht zu 


erheben, der Stand der Städte und Landgemeinden in 


ſeinem Rechte nicht verletzt werden konnte, und weil 


bei dem vorliegenden Antrage die anderen Stände ein 
nahes Intereſſe dabei haben, durch wie viel Abgeord⸗ 
nete ein jeder Stand auf dem Landtage vertreten wird, 


mithin nicht ein Gegenſtand vorlag, bei dem das In⸗ 
tereſſe eines Standes ausſchließlich und allein betheiligt 
geweſen wäre. 


| 
| 


Eröffnung der Landtage im Januar. 

41) In Bezug auf den Antrag, die Eröffnung der 
Landtage ſtets in die letzte Hälfte des Monats Januar 
zu verlegen, theilen Wir den Wunſch der Stände, daß 
dies möglich ſein möge, indeſſen läßt ſich eine Zuſiche⸗ 
rung nicht ertheilen, da der Umfang der hierzu nöthi⸗ 
gen Vorarbeiten nicht im Voraus zu überſehen iſt. 

Umlegung der Städte Striegau und Münſterberg in den 
Aten und 6ten Wahl⸗Bezirk. 

42) Nach dem Antrage Unſerer getreuen Stände 
genehmigen Wir, daß die nach der Verordnung vom 
2. Juni 1827 zum Eten Wahl-⸗Bezirke gehörige Stadt 
Striegau mit dem Aten Wahl- Bezirke vereinigt und 
dagegen die Stadt Münſterberg, welche zeither dem Aten 
Bezirke angehörte, dem 6ten Wahl⸗Bezirke einverleibt 
werde. 

Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗Verſammlung und 

Veröffentlichung ihrer Beſchlüſſe. 

43) Die Veränderung der ſtädtiſchen Verfaſſung, 
welche aus der Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen hervorgehen würde, können Wir nicht 
genehmigen. 

Was den Antrag betrifft, daß die Magiſträte er⸗ 
mächtigt werden, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten 
mit deren Uebereinſtimmung in einem Lokalblatte öf⸗ 
fentlich bekannt zu machen, ſo findet derſelbe bereits 
Anhalt in den ſich auf Veröffentlichung ſtädtiſcher An⸗ 
gelegenheiten beziehenden Beſtimmungen der Städte⸗ 
Ordnung vom 19. November 1808 und der Inſtruk⸗ 
tion für die Stadtverordneten, welche bisher noch in 
wenigen Städten in ihrem ganzen Umfange zur An⸗ 
wendung gekommen find. i 


Unterſtützung der Kommunen, welche durch die Hinterbliebenen 
verſtorbener e beläſtigt werden, 

5 un 5 
Befreiung von den Kriminal⸗Koſten in den Unterſuchungsſachen 
gegen unvermögende Frauen und Kinder derjenigen Soldaten, 

welche zu Garniſon⸗ und Invaliden⸗Compagnieen gehören. 

44) Auf den Antrag: 

denjenigen Kommunen, welche durch die Unterſtützung 

der entlaſſenen Invalieen und deren hinterbliebenen 
Familien beläſtigt ſind, eine angemeſſene Beihülfe 

aus Staatsmitteln zu gewähren, 
geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu erkennen, daß 
der nach der Eröffnung im Landtags⸗Abſchiede vom 22. 
Februar 1829 aus der Staatskaſſe bewilligte, zur Ueber⸗ 
nahme ſolcher Koſten in geeigneten Fällen beſtimmte 
Fond, der Provinz Schleſien in bedeutend größerem 
Maße, als jeder der übrigen Provinzen, zu Gute kommt, 
auch einer jeden Unſerer ſchleſiſchen Regierungen außer⸗ 
dem ein beſonderer Fond zur Unterſtützung armer Sol⸗ 
datenwittwen und Waiſen zur eigenen Dispoſition ge⸗ 
ſtellt worden iſt. j ‚ 
Neben dieſen Bewilligungen kommt in Betracht, 
daß das Bedürfniß der Armenpflege der Invaliden und 
ihrer Hinterbliebenen nach der im Jahre 1838 ange⸗ 
ordneten Auflöſung der Garniſon⸗Compagnieen ſich fort⸗ 
während vermindert, während nach $$ 9, 13 und 23 


des Geſetzes über die Verpflichtung zur Armenpflege |. 


vom 31. Dezember 1842 die Fürſorge für entlaſſene 
Militär⸗Perſonen und deren Wittwen und Waiſen, in⸗ 


ſofern dieſelben nicht vor ihrer Verarmung Orts⸗Ange⸗ 
hörigkeitsrechte erworben haben, künftig eine Provinzial⸗ 
Laſt iſt und vom Land⸗Armen⸗Verbande getragen wer⸗ 
den muß. 5 ö 

Unter dieſen Umſtänden müſſen die Wirkungen des 
gedachten Geſetzes abgewartet werden, um beurtheilen 
zu können, ob Grund vorhanden ſei, einzelnen Garni⸗ 
ſons⸗Städten außer den ihnen bisher ſchon gewährten 
Beihülfen noch größere Erleichterungen zu Theil werden 
zu laſſen. 

Was dagegen die Kriminalkoſten in den Unterſu⸗ 
chungsſachen gegen unvermögende Frauen und Kinder 
derjenigen Soldaten betrifft, welche zu Garniſon- und 
Invaliden⸗Compagnien gehören, ſo wollen Wir, nach⸗ 
dem die Garniſon⸗Compagnien bereits aufgelöſt worden 
ſind, jene Koſten, welche in Unterſuchungsſachen gegen 
unvermögende Frauen und noch im väterlichen Hauſe 
befindlichen Kinder derjenigen Soldaten entſtanden ſind, 
die den noch beſtehenden Invaliden⸗Compagnieen ange⸗ 
hören, auf die Staatskaſſen übernehmen. 

Siſtirung der interimiſtiſchen Einrichtung der Land⸗ 

Armen⸗Verbände. 

45) Was den Antrag Unſerer getreuen Stände an⸗ 
langt, 

5 Ausführung des § 11 des Geſetzes über die Ver⸗ 

pflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842 

wegen vorläufiger Erfüllung der Verbindlichkeiten des 

Land⸗Armen⸗Verbandes bis nach Anhörung Unſerer 

getreuen Stände über die definitive Einrichtung des 

Land⸗Armenweſens Anſtand zu geben und bis dahin 

die bisherigen provinziellen Vorſchriften aufrecht zu 
erhalten, 

fo hat es nicht für zuläffig erachtet werden können, eis 
nen weſentlichen, durch eine gleichmäßige Anwendung 
in allen Povinzen der Monarchie bedingten Theil die⸗ 
ſes Geſetzes in einer einzelnen Provinz außer Kraft zu 
ſetzen und die nach § 30 daſelbſt bereits aufgehobenen 
Provinzial⸗Geſetze einſtweilen wieder herzuſtellen. 
Aufbringung der Koſten für Aufgreifung, Detention und 
Transport der Bettler und Vagabunden. 

46) Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände, 
alle durch die Aufgreifung, Detention und den Trans⸗ 
port der Bettler und Vagabunden in Schleſien ent⸗ 
ſtehenden Koſten auf Grund des Edikts vom 1. April 
1772 aus der Staatskaſſe beſtreiten zu laſſen, 

haben Wir die Frage über die Anwendbarkeit dieſes 
Edikts auf die in Rede ſtehenden Koſten zuvörderſt ei⸗ 
ner näheren Prüfung unterworfen, bei welcher, neben 
der Rückſicht auf die Beſeitigung der von Unſeren ge⸗ 
treuen Ständen angedeuteten Nachtheile, auch die ſeit 
der Publikation des Edikts in den Reſſort⸗Verhältniſſen, 
wie in dem Verfahren gegen Bettler und Landſtreicher 
eingetretenen Veränderungen, fo wie das Bedürfniß der 
Feſtſtellung gleichmäßiger Grundſätze für alle Provinzen 
der Monarchie werden in Erwägung gezogen werden. 
Einführung von Dienſtbüchern für das Geſinde auf 
3 Stromſchiffen 1 
47) Was den Antrag Unſerer getreuen Stände 
betrifft, ? 
die durch den Landtags⸗Abſchied vom 6; Auguſt 1841 
in Ausſicht geſtellte Einführung von Dienſtbüchern 
für das Geſinde auch für die Dienſtleute auf Strom⸗ 
Schiffen anzuordnen, 1 
ſo iſt durch die Ordre vom 23. September 1835 (Ge⸗ 
ſetz Sammlung S. 222) bereits beſtimmt worden, daß 
die Vorſchriften der Geſinde-Ordnung vom 8. Novem⸗ 
ber 1820 auch auf das Verhältniß zwiſchen den Strom⸗ 
1 zu den Schiffsknechten angewendet werden 
ollen. ER . 

Der Antrag Unſerer getreuen Stände wird daher 
durch die bald zu erwartende Einführung von Geſinde⸗ 
büchern Erledigung finden. 


Beſchränkung des Branntwein⸗Trinkens. 

48) Die Anträge Unſerer getreuen Stände wegen 
Beſchränkung des übermäßigen Branntwein = Genuffes 
werden bei der darüber ſtattfindenden legislativen Er⸗ 
wägung gern in Berückſichtigung gezogen werden. 

Vermehrung der Vieh⸗Quarantaine⸗Anſtalten. 

49) Den Antrag auf Vermehrung der Quarantaine⸗ 
Anſtalten, damit dadurch der im Intereſſe der Provinz 
wünſchenswerthe größere Eintrieb von Steppen⸗Vieh er⸗ 
leichtert werde, wollen Wir, fo weit es zuläſſig iſt, gern 
berückſichtigen, Wir haben jedoch dieſerhalb zuvor nä⸗ 
here faktiſche Ermittelungen angeordnet. > 

Inſertions⸗Koſten für den öffentlichen Anzeiger der 

Amtsblätter. 

50) Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände, 
den Inſertions⸗ Gebühren- Sag für diejenigen Be: 
kanntmachungen, welche in die als Beilage der ſchle⸗ 
ſiſchen Amtsblätter erſcheinenden öffentlichen Anzeiger 
eingerückt werden, zu ermäßigen, ' 

haben Wir verordnet, daß der bisher auf 5 Sgr. für 
die Zeile feſtgeſtellte Gebühren⸗Satz auf Vier Silber⸗ 


N f 


2 


groſchen für die Zeile vom 1. Januar 1844 ab, her 
abgeſetzt werde. 3 

Was dagegen den gleichzeitigen Antrag Unferer ges 
treuen Stände wegen Vereinigung der jezt mit den 
ſchleſiſchen Amtsblättern erſcheinenden öffentlichen Ans 


zeiger in ein einziges Blatt betrifft, ſo bemerken Wir, 


daß die Bekanntmachungen, welche in die öffentlichen 
Anzeiger aufgenommen werden, nur in wenigen Fällen 
ein Intereſſe für die ganze Provinz haben. Die Zus 
ſammenziehung des Inhalts der jetzt erſcheinenden drei 
Anzeiger in ein Blatt würde dem letzteren einen faſt 
dreifach ſo großen Umfang geben, als ihn die Anzeiger 
der einzelnen Bezirke jetzt haben, und dieſes umfang⸗ 
reichere Blatt, um es auch ferner den Regierungs-Amts⸗ 
blättern beifügen zu können, würde in mehr als 24,000 
Exemplaren abgedruckt werden müſſen, dadurch aber ein 
bedeutend größerer Koſtenaufwand entſtehen, als ihn die 
jetzigen drei Anzeiger zuſammengenommen verurſachen. 
Da nun dieſe Beilagen der Amtsblätter an die Abon⸗ 
nenten der letzteren unentgeltlich verabreicht werden und 
alſo zur Deckung der Koſten für die öffentlichen Anzei⸗ 
ger lediglich die Inſertions⸗Gebühren in Anſchlag zu 
bringen ſind, ſo hätte für das an Stelle der Anzeiger 
tretende Blatt entweder der bisherige, ſchon für zu hoch 
erachtete Inſertions⸗Gebühren⸗Satz noch geſteigert oder 
für das Blatt ſelbſt, neben dem Amtsblatts⸗Pränume⸗ 
rations⸗Preiſe, beſondere Zahlung geleiftet werden müſ⸗ 
ſen. Keine dieſer Alternativen iſt aber dem allgemeinen 
Intereſſe entſprechend zu erachten, weshalb es angemeſ⸗ 
ſen iſt, die bisherige Einrichtung der mit den ſchleſiſchen 
Amtsblättern erſcheinenden öffentlichen Anzeiger beizu⸗ 
behalten. = 
Suspenſion des Geſetzes vom 28. Februar d. J. wegen 
Benutzung der Privat⸗Flüſſe. 

51) Die von den Abgeordeten der Städte und Land⸗ 
gemeinden in ihrer Denkſchrift vom 29. April c. Uns 
vorgetragene Bitte, 

um Suspenfion des Geſetzes vom 28. Febr. d. J. 

wegen Benutzung der Privat-Flüſſe, 
welche Unſere getreuen Stände zu einer Sonderung in 
Theile veranlaßt hat, betrifft keinen ſolchen Gegenſtand, 
bei dem das Intereſſe der verſchiedenen Stände gegen 
einander geſchieden wäre. Die Befugniſſe zur Benuz⸗ 
zung der Privat⸗Flüſſe, welche jenes Geſetz den Ufer: 
Beſitzern zugeſteht, ſind denſelben ohne alle Rückſicht 
auf die Art ihres Beſitzthums und mithin den Grund⸗ 
Beſitzern aller Stände gleichmäßig gewährt. Eine Sons 
derung der Stände in Theile hätte daher im vorliegen⸗ 
den Falle nach $ 48 des Geſetzes vom 27. März 1824 
nicht zugelaſſen und jene Petition, da kein nach $ 47 
a. a. O. gültiger Beſchluß des Landtages über ſie ge⸗ 
faßt iſt, zu Unſerer Entſcheidung nicht vorgelegt werden 
ſollen. 

Den Bittſtellern aber wollen Wir nicht vorenthal⸗ 
ten, wie Uns ihre Petition gegen jenes Geſetz, deſſen 
Erlaß hauptſächlich auf den früheren Landtagen der 
Provinz Schleſien und zwar einſtimmig von allen Stän⸗ 
den beantragt wurde, um ſo unerwarteter geweſen iſt, 
als die von ihnen jetzt geäußerten Beſorgniſſe, daß die⸗ 
ſes Geſetz den Handel, die Schifffahrt, die gewerbliche 
Induſtrie und das Eigenthum der kleineren Grund⸗ 
beſitzer gefährde, offenbar ſich nicht auf Erfahrung 
gründen und bei der Vorſorge, die in den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes für die möglichſte Siche⸗ 
rung der Rechte aller Gewerbszweige und namentlich 
der Triebwerksbeſitzer getroffen iſt, als begründet im 
Voraus nicht anerkannt werden können. f 

Koſtenbeträge in Ablöſungs⸗Angelegenheiten. 

52) Die Meinung, daß die General-Kommiffionen 
dem Staate Ueberſchüſſe liefern, bezeichnen Unſere ge⸗ 
treuen Stände mit Recht als ein Vorurtheil, indem 
der Geſchäftsbetrieb der Auseinanderſetzungs-Behörden 
fortwährend ſehr bedeutende Zuſchüſſe aus den Staats⸗ 
kaſſen erfordert. Dies ſoll jedoch der Ausführung der 
55 9 und 16 der Inſtruktion vom 16. Juni 1836 
nicht entgegenſtehen, und die General-Kommiſſion zu 
Breslau wird nur Unſerem landesväterlichen Willen 
gemäß verfahren, wenn ſie die gedachten Beſtimmun⸗ 
gen nach ihrem ganzen Umfange zur Anwendung bringt. 
Daß die Ermäßigung der Koſten auf Pauſchſummen, 
wenn ſie überhaupt eintritt, dann auch auf die Diäten 
und Fuhrgelder der Kommiſſare Anwendung findet, iſt 
im § 16 der Inſtruktion ausdrücklich beſtimmt. In 
dieſer Beziehung bedarf die General-Kommiſſion daher 
einer beſonderen Autoriſation nicht. Vielmehr muß es 
den Betheiligten überlaſſen bleiben, wenn wirklich in 


einzelnen Fällen die Beſtimmungen des § 16 nicht ge⸗ 


hörig beobachtet werden ſollten, ihre Reklamationen bei 
der General-Kommiſſion oder dem Miniſter des Innern 
anzubringen. 2 5 
Die Faſſung des § 16 kann auch darüber keinen 
Zweifel laſſen, daß die Diäten der Schiedsrichter gleich⸗ 
falls unter den Pauſchſummen, wo dieſe eintreten, mit 


zu begreifen ſeien; Wir haben jedoch die General⸗Kom⸗ 
miſſion zu Breslau noch beſonders anweiſen laſſen, hier⸗ 
nach zu verfahren, und in Fällen, wo Schiedsrichter 
nicht in Prozeſſen, ſondern im Regulirungs⸗Verfahren 
zugezogen werden, der Gegenſtand der Regulirung aber 
im Mißpverhältniß zu den Koſten ſteht, deren Diäten 
neben der Pauſchſumme nicht noch beſonders von den 
Intereſſenten einzuziehen. 
Reviſion des ſchleſiſchen Pfandbriefs⸗Amortiſations⸗Syſtems 

53) Inwiefern Wir Uns bewogen finden werden, 
auf den Antrag wegen Revifion des Pfandbriefs⸗Amor⸗ 
tiſations⸗Syſtems und Beſchränkung des als Grundſatz 
feſtzuhaltenden Pfandbriefs-Amortiſations⸗Zwanges ein⸗ 
zugehen, darüber müſſen Wir uns die Beſchließung bis 
nach Beendigung der Verhandlungen vorbehalten, die 
über dieſen Gegenſtand bei der Provinzial-Landſchaft 
ſchweben. 
Schließlich geben Wir Unſern getreuen Ständen in 
Bezug auf die in der Denkſchrift vom 3. Mai d. J. 
bezeichneten Gegenſtände, deren baldige Erledigung von 
ihnen in Anregung gebracht iſt, Nachſtehendes zu er⸗ 
kennen: ; 

Penfions Reglement für Elementar » Schullehrer. 

ad 1. Was das Penſions⸗Reglement für Elemen⸗ 
tar⸗Schullehrer betrifft, fo konnte es Uns nur ange⸗ 
nehm ſein, daß Unſere getreuen Stände bei ihrer letz⸗ 
ten Vereinigung auch der Fürſorge für verdiente, zur 
ferneren Dienſtleiſtung ohne ihr Verſchulden unfähig 
gewordene Elementar- Schullehrer ihre Aufmerkſamkeit 
zugewendet haben. Wenn dieſelben die Ueberzeugung 
ausſprechen, daß dem diesfälligen Bedürfniß nur im 
Wege der Geſetzgebung abzuhelfen ſei, und ſie hiermit 
die Bitte verbinden, daß die Erledigung des Gegen⸗ 
ſtandes möglichſt beſchleunigt werden möge, ſo können 
Wir ihnen die beruhigende Verſicherung geben, daß für 
dieſen Zweck ſchon längſt von Unſeren Behörden Ver⸗ 
handlungen und Erörterungen veranlaßt worden ſind, 
durch deren Ergebniß wohl bald eine Beſchlußnahme 
vorbereitet ſein wird. Wir dürfen jedoch, unter Hin⸗ 
weiſung auf die desfalls bereits von Unſeres Hochſeli⸗ 
gen Herrn Vaters Majeftät den Ständen durch den 
Landtags⸗Abſchied vom 2. Juni 1827 gemachte Eröff⸗ 
nung, nicht unbemerkt laſſen, daß die Fürſorge für die 
Elementar⸗Schullehrer nicht als eine allgemeine Staats⸗ 
Angelegenheit anzuſehen und daher auch die Mittel zur 
Befriedigung des Bedürfniſſes nicht von der Staats⸗ 
kaſſe zu erwarten ſeien. N 

Zuſammenſtellung der den Landmann angehenden Polizei⸗ 

8 Geſetze. 

ad 2. Die Zuſammenſtellung der den Landmann 
angehenden Polizei-Geſetze iſt zwar in Folge des frü⸗ 
heren Antrages Unſerer getreuen Stände bereits ent⸗ 
worfen worden, der Veröffentlichung derſelben iſt jedoch 
Anſtand gegeben, theils weil es rathſam erſchien, den 
Erlaß mehrerer Geſetze abzuwarten, welche auf den In⸗ 
halt der Zuſammenſtellung von weſentlichem Einfluß ſein 
mußten, theils weil das Reſultat der obgedachten Zu: 
ſammenſtellung zu dem Zweifel geführt hat, ob nicht 
bei der lokalen und veränderlichen Natur der meiſten 
Beſtimmungen die ſchriftſtelleriſche Bearbeitung dieſes 
Gegenſtandes einer Publikation in amtlicher Form vor⸗ 
zuziehen ſein wird. f 

Wir haben indeſſen befohlen, daß der Gegenſtand 
zu erneuerter Berathung aufgenommen werde. 

In Bezug auf den Antrag \ 
Kriminalkoſten für Frauen und Kinder der Soldaten, welche 
zu Garnifon- und Invaliden⸗Compagnieen gehören. 
ad 3. verweiſen Wir auf den Schluß Unſeres 

Beſcheides ad II. Nr. 44. 
Vereinfachung des Konkurs⸗Verfahrens. 
ad 4. Auf die wiederholte Bitte ö 
um Einführung eines kürzeren und ſchnelleren Kon⸗ 
kurs⸗ Verfahrens, insbeſondere für kaufmänniſche 
Konkurſe, 
eröffnen Wir Unſeren getreuen Ständen, daß dieſer 
Antrag bei der Bearbeitung ähnlicher legislativer An⸗ 
ordnungen in nähere Erwägung wird genommen werden. 
Beſteuerung der Schnittwaaren⸗, Spezereis und Material: 
wagren⸗Händler. N 
ad 5. Auf die vom dritten Landtage im Jahre 
1830 vorgebrachte und jetzt wieder angeregte Bitte, 
zu verſtatten, daß kleinere Material- und Schnitt: 
waaren= Händler in den Städten nur als Händler 
ohne kaufmänniſche Rechte (Gewerbe-Klaſſe B.) zur 
Gewerbeſteuer herangezogen werden dürfen“, 
eröffnen Wir Unſeren getreuen Ständen, daß die Be⸗ 
ſteuerung der Handelstreibenden ſeitdem durch die Ordre 
vom 12. Februar 1831, welche alle in der Klaſſe A. 
beſteuerten Kaufleute beim Aufſuchen von Waarenbe⸗ 
ſtellungen und beim Waaren- Aufkauf von der Haupt⸗ 
ſteuer befreit, weſentlich ermäßiget und daher um ſo 
weniger Veranlaſſung vorhanden iſt, die Regel aufzu⸗ 
heben, daß Material- und Schnittwaaren⸗Händler als 
Kaufleute mit kaufmänniſchen Rechten zu beſteuern ſeien. 
Wo aber für einzelne Handeltreibende, beſonders in 
kleineren Städten, das Feſthalten an dieſer Regel zu 
Härten führen könnte, da ſind bisher und werden auch 


ferner Ausnahmen nachgelaſſen, wie denn namentlich 


die ſogenannten Budritzkrämer in Görlitz, zu deren 
Gunſten ſich der dritte Provinzial⸗Landtag beſonders 


7 
I 


finden. 
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verwandt hatte, in Anerkenntniß der für fie ſprechenden 
Berückſichtigungs⸗Gründe ſchon feit dem Jahre 1833 
in der Klaſſe B. beſteuert ſind. 5 
Vereinfachung des Verfahrens und Verminderung der Koſten 
in Hypotheken ⸗ Sachen. 
ad 6. Auf die Bitte um Beſchleunigung der Anz 
ordnungen, 
wodurch in Hypotheken⸗Sachen ein möglichſt einfaches 
Verfahren und eine Verminderung der Koſten, be⸗ 
ſonders in Hinſicht der kleineren Grundſtücke, erzielt 
werde, f 
erbffnen Wir Unſern getreuen Ständen, daß die vollſtän⸗ 
dige Reviſion der Hypotheken⸗Ordnung nach Erledigung 
einiger dringenderer Gegenſtände der Geſetzgebung erfol⸗ 
gen wird, daß jedoch mehrere Vorſchläge, wodurch ſchon 
vorläufig die Geſchäftsführung vereinfacht werden ſoll 
und die Koſten werden vermindert werden, der Bera⸗ 
thung bereits unterliegen, auch eine neue Gebühren⸗ 
Taxe vorbereitet wird. if 
Ablösbarkeit des Krugverlags- Rechts. 
ad 7. Der erneuerte Antrag auf Gewährung eines 
beſſeren Rechtsſchutzes für das Krugverlags-Recht und 
Geſtattung der Ablöſung deſſelben auf einſeitige Provo⸗ 
kation des Berechtigten oder Verpflichteten wird, wie 
Wir Unſern getreuen Ständen bereits in dem Land⸗ 
tags-Abſchiede vom 20. November 1838 (II. 4.) eröff⸗ 
net haben, durch das noch in der Berathung begrif⸗ 
fene allgemeine Gewerbe-Polizei⸗Geſetz ſeine Erledigung 


—— — 


Zu Urkunde Unſerer vorſtehenden gnädigſten Be⸗ 
ſcheidungen haben Wir gegenwärtigen Landtags⸗Abſchied 
ausfertigen laſſen, auch Höchſteigenhändig vollzogen, und 
verbleiben Unſern getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, den 30. Dezember 1843. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
von Boyen. Mühler von Nagler. Rother. 
Graf von Alvensleben. Eichhorn. von Thile, 
von Savigny. Freiherr von Bülow. 
von Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Graf von Arnim. 


„Jula un d. 

Berlin, 6. Jan. Ihre K. H. die verwittw. Frau 
Großherzogin von Mecklenburg- Schwerin, 
nebſt Höchſtihren Kindern, der Herzogin Luiſe und 
des Herzogs Wilhelm Hoheiten, ſind von Schwerin 
hier eingetroffen und im Königl. Schloſſe in den für 
Höchſtdieſelben in Bereitſchaft gehaltenen Appartements 
abgeſtiegen. 

Dem Dr. Alexander v. Hoffmann zu Herrn⸗ 
ſtadt iſt unter dem 13. Dezbr. 1843 ein Patent auf 
eine verbeſſerte Flachsſchwinge-Maſchine in der durch 
Zeichnung und Beſchreibung erläuterten Zuſammen⸗ 
ſetzung, für den Zeitraum von jenem Tage ab bis zum 
2. Juli 1853 und für den Umfang der Monarchie er⸗ 
theilt worden. — Dem Mediz.⸗Aſſeſſor und Apotheker 
Dr. Mohr zu Koblenz iſt unter dem 4. Jan. 1844 
ein Patent auf eine durch Modell, Zeichnung und Be⸗ 
ſchreibung nachgewieſene, für neu und eigenthümlich er⸗ 
achtete Hemmung in Pendeluhren, auf ſechs Jahre, von 
jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang der 
Monarchie ertheilt worden. 

Angekommen: Se. Durchlaucht der Landgraf 
Wilhelm zu Heſſen, von Schwerin. 

Die Königl. privilegirte Berliner Zeitung (Voßſche 
Ztg.) hat in der erſten Beilage ihrer erſten diesjährigen 
Nummer einen Artikel aus Königsberg aufgenommen 
(ſ. Nr. 2 der Breslauer Ztg.), welcher wörtlich lautet: 
„Königsberg, 29. Dez. Herr Dr. Jacoby läßt ſich 
in der heutigen Königsberger Zeitung über den von 
der Allg. Preuß. Zeitung am 21ſten d. gebrachten 
Artikel aus, in welchem nachgewieſen wird, weshalb ihm 
die Mittheilung der Gründe des ihn freiſprechenden 
Erkenntniſſes verweigert wurde. Er weiſt dieſem Arti⸗ 
kel zwei Irrthümer nach: 1) durch typographiſche Her⸗ 
vorhebung des Wortes Erkenntniß⸗ Formel aus 
dem § 534 der Kriminal-Ordnung will die Allgem. 
Preuß. Ztg. zu dem Glauben verleiten, als verſage 
der citirte Paragraph dem Freigeſprochenen die Abſchriſt 
der Entſcheidungs⸗Gründez allein der Paragraph bes 
ſagt blos, daß der Freigeſprochene koſtenfrei nur die 
Formel zu verlangen berechtigt ſei; 2) die Allgem. 
Preuß. Ztg. beruft ſich auf drei Miniſterial-Reſkripte 
(vom 17. Januar 1812, vom 12. November 1831 und 
vom 17. Dezember 1831), in welchen die Auslieferung 
von Abſchriften der Gründe nachgelaſſen ſei, wenn kein 
Mißbrauch davon zu beſorgen iſt. Allein nur das äl⸗ 
teſte dieſer Reſkripte fpreche von einem zu beſorgenden 
Mißbrauche, das Reſkript vom 12. November 1831 
enthalte vielmehr die ganz unzweideutigen Worte: Es 
iſt daher jeder Angeſchuldigte befugt, auf ſeine Koſten 
eine Abſchrift oder Ausfertigung der wider ihn ergange⸗ 
nen Kriminal⸗Erkenntniſſe mit den dazu gehörigen 
Gründen, ſo weit ſie ihn betreffen, zu verlangen, und 
weiſt demnach das Juſtiz⸗Miniſterium ſämmtliche Kö⸗ 


nigliche Gerichts⸗Behörden hierdurch an, für die Folge 


N 


| 


hiernach zu verfahren,” Die Allg. Preuß. Itg. 
hatte in ihrem Artikel gefagt: „„Zu einer ſolchen Mit: 
theilung (der Gründe) fand ſich jedoch der Kriminal⸗ 


Senat des Kammergerichts als Richter erſter Inſtanz 
nicht veranlaßt, und der Widerſpruch deſſelben iſt im 
Aufſichtswege beachtet worden, weil er die Worte des 
Geſetzes für ſich hat.““ Hierin findet der Dr. Jacoby 
die „„anerkennenswerthe Eröffnung,““ daß der verur⸗ 
theilende Richter erſter Inſtanz Widerſpruch gegen die 
Mittheilung des freiſprechenden Urtheils zweiter erheben 
könne.“ — Hierauf wird Folgendes erwiedert: Zu 1. 
Die 8 534 und 535 der Kriminal⸗Ordnung enthalten 
die geſetzlichen Vorſchriften über die Mittheilung des 
Erkenntniſſes an den Freigeſprochenen. Der völlig Frei⸗ 
geſprochene kann eine koſtenfreie Ausfertigung, der 
von der Inſtanz Losgeſprochene keine Ausfertigung, wohl 
aber eine Abſchrift der Erkenntnißformel verlangen. 
Das iſt ihr Recht, und das muß ihnen unter allen 
Umſtänden werden. Ein Mehteres zu verlangen, ift 
keiner von beiden befugt. Der Schluß des Herrn Dr. 
Jacoby, „daß, weil ein völlig Freigeſprochener eine ko⸗ 
ſtenfreie Ausfertigung der Erkenntnißformel verlangen 
kann, er auf ſeine Koſten auch die Mittheilung der 
Entſcheidungsgründe verlangen könne,“ beweiſt zu viel. 
Dem Rechte, eine koſtenfreie Ausfertigung der Erkennt⸗ 
nißformel zu verlangen, ſteht nur die Verbindlichkeit, 
eine koſtenfreie Ausfertigung der Erkenntnißformel zu 


gewähren, gegenüber, nicht die Verbindlichkeit, gegen 


Erlegung der Koſten auch noch die Entſcheidungsgründe 
mitzutheilrn. Kommt es daher auf eine Entſcheidung 
über den Umfang der Verbindlichkeit des Gerichts in 
Betreff der Mittheilung des Erkenntniſſes an, ſo darf 
die Aufſichtsbehörde nicht anders entſcheiden, als daß 
das Gericht der ihm vom Geſetz auferlegten Verbind⸗ 
lichkeit und nur dieſer genüge. — Zu ) Das Re⸗ 
ſkript vom 17. Januar 1812 hat, der Juſtiz⸗Miniſter 


v. Kircheiſen erlaſſen, welcher den weſentlichſten Antheil 
an der Redaction der Kriminal-Ordnung genommen 


hatte, alſo wohl wußte, was er mit dem § 534 hatte 
ausdrücken wollen. 
die Mittheilung der Gründe auf Erfordern geſchehen 
könne, inſofern kein Mißbrauch zu beſorgen ſei. Es 


legt die Gewährung oder die Nichtgewährung in das 


Ermeſſen des Gerichts. — Das Reſkript vom 12. No⸗ 
vember 1831 betrifft einen andern Fall, nämlich den, 
wenn der Angeſchuldigte in der erſten Inſtanz verur⸗ 
theilt iſt. Es ordnet an, daß dem Verurtheilten die 


weitere Vertheidigung und der Erweis der Unſchuld 


durch nichts beſchränkt werden, daß ihm alſo auch von 
den Gründen, welche den wider ihn ergangenen richter⸗ 
lichen Ausſpruch motivirt haben, vollſtändige Kenntniß 
gegeben werden ſolle. Der Dr. Jacoby iſt aber ſchon 


in der zweiten Inſtanz freigeſprochen, von einer weitern 


Vertheidigung deſſelben iſt daher nicht mehr die Rede. 
Er bedarf zu dieſem Zwecke der Mittheilung der Gründe 
des erſten Erkenntniſſes nichtz er verlangt auch dieſe 
Mittheilung nicht, ſondern die des zweiten Kiten 
ſes, kann ſich mithin auf das Reſkript vom 12. No⸗ 
vember 1831 nicht berufen. — Was die Schlußbemer⸗ 
kung des Herrn Dr. Jacoby betrifft, ſo ſteht Jedem, 
der bei einem Erkenntniſſe betheiligt iſt, ein Widerſpruch 
gegen die Mittheilung der Erkenntnißgründe an den 


Freigeſprochenen zu, dem Richter erſter Inſtanz, dem 


Richter zweiter Inſtanz und der Staatsbehörde, wenn 
der Eine oder die andere einen Mißbrauch beſorgt. Das 
Gericht muß alsdann dieſe Mittheilung unterlaſſen, weil 
der Freigeſprochene kein Recht darauf hat, die Verſa⸗ 
gung daher keine Rechtsverletzung enthält, die Nichtbe⸗ 
achtung des Widerſpruches aber eine Verunglimpfung 
zur Folge haben könnte, wenn der Mißbrauch wirklich 
eintritt, wozu eine Veranlaſſung zu geben das Gericht 
nicht berufen iſt. — Der Dr. Jacoby iſt in zweiter 
Inſtanz freigeſprochen; er hat eine Ausfertigung der 
Formel des Erkenntniſſes erhalten; dieſe Ausfertigung, 
genügt, um den Beweis ſeiner Unſchuld gegen Jeden 
zu führen, der fie bezweifeln ſollte. Mehr bedarf es 
nicht. Bei dem Widerſpruche des Richters erſter In⸗ 
ſtanz iſt ihm die Mittheilung der Entſcheidungsgründe 
verſagt worden, er hat ſie nicht zu fordern und daher 
keinen Grund zur Beſchwerde. (A. Pr. Ztg.) 


Königsberg, 4. Jan. Se. Maj. der König ha⸗ 


ben geruht, dem General-Major v. Buddenbrock, 


Kommandanten von Königsberg, bei Gelegenheit ſeiner 
auf den heutigen Tag fallenden 50jährigen Dienſtfeier 
den Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub 
Allergnädigſt zu verleihen, und ihm ſolches in einem 
beſonderen Kabinetsſchreiben, welches auf Allerhöchſten 


Befehl heute dem General von Buddenbrock nebſt den 


Ordens⸗Inſignien ausgehändigt worden iſt, zu eröffnen. 
(Königsb. 3.) 


Lyck, 2. Jan. Am 4. Dezember v. J. haben die 
Erdarbeiten beim Feſtungsbau in Lötzen begonnen. Hr. 


Hauptmann Weſtphal leitet das Ganze, und ihm ſtehen 

drei andere Offiziere zur Seite. Ein vierter Offizier 

befehligt die in Lötzen ſtationirten 30 Mann 1 
: (K. A. Z.) 


Aachen, 2. Jan. Die in Nr. 360 dieſes Jour⸗ 


nals aus der Breslauer Zeitung mit Quellenangabe 


Dieſes Reſkript beſtimmt: 1) daß 


übergegangene, den Herrn Hanſemann betreffende 
Nachricht iſt dahin zu berichtigen, daß derſelbe zwar ge⸗ 


ſchäftliche Einrichtungen getroffen hat, die es ihm mög⸗ 
lich machen, ſich öffentlichen Angelegenheiten ohne Be. 


N 


ALdeinkrächtigung feiner kaufmänniſchen Geſchäfte zu wid⸗ 
5 175 5 nicht im entfernteſten 55 Ueber: 
tritt in Staatsdienſte beabfichtigt. (F. J.) 
= Deutidteond 


München, 3. Januar. Se. kaiſerl. Hoheit der 
Erzherzog Albrecht von Oeſterreich iſt dieſen Vormittag 
11 Uhr mit Gefolge hier eingetroffen, um wie es heißt 
etwa drei Wochen in München zu verweilen. Dieſen 
Mittag war am Hof Familientafel, zu welcher der k. 
k. öſterreichiſche Geſandte Graf von Senfft⸗Pilſach ge⸗ 
zogen wurde. Se. Hoheit der Herzog Marx in 
Bayern verläßt morgen unſere Stadt, um ſich nach 
Paris zu begeben. Ur N 3) 

Mainz, 3. Jan. Herr Moritz v. Haber hat ſich, 
nebſt feinem’ Sekundanten und Zeugen, heute vor dem 
Gerichtshofe zu Alzey freiwillig geſtellt. Wahrſcheinlich 
wird er, bis der Prozeß beginnen kann, gegen Caution 
auf freien Füßen bleiben. Er war nicht, wie öffent⸗ 
liche Blätter gemeldet hatten, nach Frankreich gegan⸗ 
gen, ſondern in Deutſchland und zwar in der Umge⸗ 
gend dieſer Stadt geblieben. (Kölner Ztg.) 

Karlsruhe, 4. Januar. In der geſtrigen Löten 
öffentlichen Sitzung der zweiten Kammer zeigte das 
Sekretariat der Kammer an, daß der Abg. Sander 
eine Motion zu begründen gedenke, wonach um Vor⸗ 
llage mehrerer Geſetze gebeten wurde, von denen eines 
anordnen ſollte, daß jeder Abgeordnete, der einen in⸗ 
ländiſchen oder ausländiſchen Orden annimmt, 
alsbald aus der Kammer auszutreten hat. Von dieſer 
Beſtimmung follen jedoch Miltair⸗Verdienſt⸗Orden für 
militairiſche Auszeichnung im Felde ausgenommen fein, 

(Karlsr. Z.) 
N Freiburg, 30. Dez. Ein Vorgang, der zumeiſt 
unſere Univerſität berührt, wird hier mehrfach beſpro⸗ 
chen. Einer der Söhne Karl's v. Rotteck, der Me⸗ 
ditiner iſt, ward vor längeren Jahren außerordentlicher 
Profeſſor an unſerer Hochſchule. Ein Bruder deſſelben, 
der Verfaſſer der „Geſchichte der neueſten Zeit“, Herz 
mann v. Rotteck, Doktor der Philofophie und der Ju⸗ 
risprudenz / wollte ſich als Privatdocent gleichfalls hier 
habilitiren. Nach längerem Aufſchube hat indeſſen das 
Miniſterium kürzlich verfügt: „daß Dr. Hermann von 
Rotteck, in Anbetracht der in feinen Schriften ausge⸗ 
ſprochenen Anſichten, zur Habilitation als Privatdocent 
an der Univerſität Freiburg nicht zuzulaſſen ſei.“ Einer 
der Deputirten hat bereits ſeine Abſicht angekündiget, 
dieſe Entſcheidung zum Gegenſtand einer Verhandlung 
in der Kammer zu machen, da man hierin eine weſent⸗ 
liche Beſchränkung der akademiſchen Lehrfreiheit erblicken 
müſſe. (Speyer. Z.) 
In Nr. 4 der Breslauer Zeitung theilten wir einen 
Artikel der Augsb. P. Z. über die letzten Verhandlun⸗ 
gen des Biſchofs von Rottenburg und der Königl. 
Würtembergf chen Regierung mit. Die Zte Nummer 
der Karlsruher Z. v. d. J. enthält jenen Artikel eben⸗ 
falls und fügt zu demſelben folgende Vertheidigung der 
Maßregeln der würtembergſchen Regierung hinzu: 
6 „Das wäre denn ein neuer Angriff auf die würtem⸗ 
bergſche Regierung, welcher in folgende Theile zerfällt: 
1) Die würtembergſche Regierung habe zwar den Kirchen⸗ 
rathsdirektor v. Soden von dieſer Stelle entfernt, aber 
ihn auf eine höhere und einträglichere befördert. Der 
Korreſpondent ging alſo von der Anſicht aus, v. Soden 
gr für feinen langjährigen Dienfteifer, für die großen 
erdienſte, die er ſich namentlich um die katholiſche Kir⸗ 
che und Schule erworben hat, geſtraft werden ſollen. 
Allein des Korreſpondenten Vorausſetzung iſt ganz falſch; 
der wackere Staatsdiener ſollte in ſeinem Alter nur den 
ſchnöden Angriffen enthoben werden, den giftigen Pfei⸗ 
len, welche die Ultramontanen gegen ihn tagtäglich ab⸗ 
drückten; zum Beweis aber, daß in ſeinem Sinne fort⸗ 
79 5 werden werde, trat Frhr. v. Linden an den Po⸗ 
en deſſelben; v. Linden iſt noch ein junger Mann und 
wird gegen hämiſche Feinde aushalten. Die Regierung 
aber hat das Recht, den Mann nach eigenem Ermeſſen 
zu wählen, den fie an die Spitze der Behörde ſtellt, durch 
welche der Staat. feine Oberaufſicht über die katholiſche 
Kirche ausübt. Wer will das leugnen. — 2) Die wür⸗ 
tembergſche Regierung verſage den Breven des Pap⸗ 
ſtes die Publikation. Das iſt kein e denn die 
Regierung hat das Recht, die Bekanntmachung ſolcher 
Breven in ihrem Staate zu verbieten. Wer nur thut, 
was ſeines Rechtes iſt, dem macht man mit Unrecht 
Vorwürfe. — 3) Die Mitglieder des Rottenburger 
omkapitels haben, trotz des päpſtlichen Breves, eine 
neue Trauungsformel für „Mifchehen“ () verlangt, 
Das hat v. Jaumann ſchon zuvor in der Kammer ge⸗ 
than, weil er eine Vermittelung wünſchte. Denn wenn 
einmal gemiſchte Ehen, nach Beſtimmungen des Trienter 
Concils, des weſtphäliſchen Friedens, nach den Ausſprü⸗ 
chen der Päpſte und der gefunden Vernunft, fo wie des 
Staatsrechts geftatter werden müffen: warum ſoll man 
ch nicht über eine Trauungsformel vereinigen, worin, 
neben aller billigen Rückſicht auf den Widerwillen des 
0 katholiſchen Klerus gegen ſolche Ehen, doch eine Art von 
Segenswunſch auch dem katholſſchen Nupturienten ges 
gönnt wird? — 4) Der Biſchof habe gefordert, die Kon⸗ 
kursprüfung folle an feinem Biſchofsſite ftattfinden und 
nicht in Stuttgart; deshalb fei weder er noch ein Stell⸗ 
vertreter bei der letzten Prüfung in der Reſidenz erſchie⸗ 
den, folglich gelte jene Prüfung eigentlich nicht, und alſo, 
konſeguent, werde der Biſchof keinem jener Kandidaten 
bei einer Anſtellung die Weihe ertheilen. — Stuttgart 
iſt der Mittelpunkt für alle letzten Dienſtprüfungen, weil 
es der Sitz der Central⸗Kollegien des Staates iſt. Die 
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eigentliche Prüfung der katholiſchen Theologen geſchieht 
durch eine Kommiſſion, welche aus Kirchenräthen und 
theologiſchen Profeſſoren beſteht; das Ordinariat hat 
einen Kommiſſär beizugeben; warum alſo ſollen ſich die 
Mitglieder des ſtaatlichen Central⸗Kollegiums mit ſchwe⸗ 
ren Diäten nach Rottenburg verfügen? Iſt das eine 
Frage der Autonomie der Kirche? oder iſt es nicht viel⸗ 
mehr entweder leidige Eitelkeit oder reine Bequemlichkeit? 
Wo findet in allen dieſen Punkten eine Rechtsverletzung 
ſtatt? Doch ja, es findet eine Rechtverletzung von Set- 
ten des Ordinariats gegen Dritte ſtatt! Was können 
die armen Theologen dafür, daß der Biſchof keinen Kom⸗ 
miſſär zu ihrer Prüfung ſchickte? Und doch will der 
Oberhirte es ſie entgelten laſſen. Hätten ſie etwa, als 
ſie Niemand von Rottenburg in dem Examenſaale er⸗ 
blickten, wider in ihre Heimath abreiſen und eine De⸗ 
monſtration zu Gunſten der biſchöflichen Anſicht in die⸗ 
ſer Kontroverſe machen ſollen? Das wäre ihnen übel 
bekommen, denn die von der Kammer nicht einmal un⸗ 
terſtützte Motion eines Biſchofs gilt nichts gegen eine 
geſetzltch begründete Verordnung der Regierung, es wäre 
denn, daß der Biſchof nachwieſe, die katholiſche Religion 
und ihre Autonomie leide unter einer Reiſe der jungen 
Kleriker nach Stuttgart.“ 
Frankreich. 
Paris, 2. Januar. Die aus Madrid eingetrof⸗ 
fene Nachricht von der Suſpendirung der Cor⸗ 
tes für den ganzen Zeitraum bis zu dem von der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde vorgeſchriebenen Beginne einer neuen 
Seſſion (ſ. unten den Art. Madrid) hat heute an der 
hieſigen Börſe eine ganz entſchieden ſteigende Bewe⸗ 
gung veranlaßt. Im Allgemeinen betrachten es die 
Spekulanten als erſprießlich, wenn der Regierung in 
Spanien eine ungehemmtere Bewegung gegeben iſt. 
Das Rothſchild'ſche Haus ſandte gleich nach Ankunft 
der Madrider Depeſchen einen Courier nach London ab. 
Der „Moniteur“ veröffentlicht heute einen Theil 
der offiziellen Reden, welche aus Anlaß des Jah⸗ 
reswechſels an den König gerichtet werden. Der 


apoſtoliſche Nuntius hielt im Namen des diplo⸗ 


matiſchen Corps folgende Anrede: „Sire! Es ſind nicht 
blos ehrfurchtsvolle Empfindungen, ſondern wieder auf⸗ 
richtige Glückwünſche, welche das diplomatiſche Corps, 
durchdrungen von den Geſinnungen der Souveraine, 
welche daſſelbe zu repräſentiren die Ehre hat, Ew. 
Maj. bei dem feierlichen Anlaſſe des beginnenden Jah⸗ 
res darzubringen ſich beeilt. Der Frieden, für deſſen 
Aufrechthaltung Ew. Majeſtät in Uebereinſtimmung mit 
allen Souverainen unabläſſig die beſtänsigſten und edel⸗ 
müthigſten Anſtrengungen gemacht hat, verbreitet fort⸗ 
während mehr und mehr ſeine Wohlthaten. Die Re⸗ 
ligion, die öffentliche Ordnung, dieſe einzigen Quellen 
der Wohlfahrt der Nationen, geben Frankreich und 
Europa Ruhe und Gedeihen. Dieſe Wohlthaten, Sire, 
find der füßefte Lohn für Ew. Maj. Ihre Dauer, ihre 
ſtete Zunahme ſelbſt ſind geſichert durch die hohe Weis⸗ 
heit Ew. Maj. und aller Souveraine, durch die voll⸗ 
ſtändige Uebereinſtimmung ihrer Kabinette und durch 
das Intereſſe ihrer Völker. Möge der Himmel ſtets 
Ew. Maj. feinen Beiſtand gewähren. Zufrieden auf 
dem Throne, iſt es Ew. Maj. nicht minder im Kreiſe 
Ihrer k. Familie. Eine neue Verbindung, theuer dem 
väterlichen Herzen Ew. Majeſtät und zu Stande ge⸗ 
kommen unter den günſtigſten Auſpizien, wird ihre (der 
königlichen Familie) Zahl und Tugenden mehren. Der 
himmliſche Segen wird ihr (der königl. Familie) nicht 
fehlen, in ihrer Mitte werden die Tage Ew. Maj. 
von langer Dauer und heiter ſein. Das diplomatiſche 
Corps wünſcht es mit Inbrunſt, hofft es mit Zuver⸗ 
ſicht. Geruhen Sie, Sire, ſeine Glückwünſche und mit 
ihnen auch die aufeihtige Huldigung feiner tiefen Ehr⸗ 


furcht entgegenzunehmen.“ Der König antwortete: „Es 


gereicht mir ſtets zur Befriedigung, von Seiten der 
Souveraine, welche das diplomatiſche Corps bei mir 
repräſentirt, ſolche Geſinnungen wiederholt zu hören, 
wie die, welche Sie mir kundgeben. Es iſt mir eine 
innige Freude, dieſe Uebereinſtimmung aller Kabinette 
für die Aufrechterhaltung des Friedens ſich mehr und 
mehr befeſtigen zu ſehen. Jedes Jahr, welches ver⸗ 
fließt, bringt uns neue Bürgſchaften des Vertrauens 
auf die Zukunft und fordert uns zu neuem Danke ge⸗ 
gen die göttliche Vorſehung für die Wohlthaten auf, 
die uns zu Theil werden. Alles kündet mir für das 
Jahr, welches beginnt, die Erfüllung der Wünſche an, 
welche Sie mir in Ausdrücken dargebracht haben, für 
welche ich zu beſonderem Danke verpflichtet bin. Im 
Namen der Königin und aller der Meinigen drücke ich 
Ihnen dies aus.“ — Die Gratulationsrede des Erz: 
biſchofs von Paris in ſeinem Namen und dem 
des Clerus feiner Diözeſe lautete: „Sire! Das fo eben 
verfloſſene Jahr war glücklich für Ew. Majeſtät. Wir 
wünſchen Ihnen ein noch glücklicheres. Eine Königin, 
Ihre mächtige Alliirte, fand ſich ein, Ihre weiſen und 
beſtändigen Anſtrengungen für die Wahrung der Ruhe 
Europa's anzuerkennen. Ein Prinz, unſeren Seemann⸗ 
ſchaften werth durch alle Eigenſchaften ſeines edlen Her⸗ 
zens, führte Ihnen aus einer andern Hemiſphäre, ein 
neues Pfand der Eintracht zwiſchen unſerem Vater⸗ 
lande und dem ſeiner erlauchten Gemahlin zu. Die 
Künſte, die Induſtrie, der Handel, dieſe glücklichen Kin⸗ 


der des Friedens, fahren über unſer Land ihre reichen 


Wohlfahrten zu "verbreiten fort. Kein Franzoſe wünſcht 


mehr, als wir, deren Zunahme und immerwährende ö 


Dauer. Allein die heißeſten Wünſche unſeres Herzens 
und die Ew. Maj. werden nur dann vollſtändig bes 
friedigt ſein, wenn wir die Herrſchaft des Glaubens 
und der chriſtlichen Tugenden, dieſer fruchtbaren Quelle 
von Zuverſicht, Größe, von moraliſcher Würde, jener 
Tugenden, ohne welche es keine wahrhafte Stärke, keine 
wahrhafte Weisheit geben kann, ſich unter uns aus⸗ 
dehnen und befeſtigen werden. Möge der höchſte Spen⸗ 
der aller Gaben ſo ſehr gerechte Wünſche prüfen und 
uns einen König erhalten, deſſen Tage vor einigen 
Monaten wieder vor einer neuen Gefahr (als bei Eu 
die Pferde am Wagen des Königs auf einem Damm 
durchgingen) bewahrt worden, um uns an die Gefah⸗ 
ren zu erinnern, vor welchen er ſelbſt Frankreich be⸗ 
wahrt hat.“ Das Gerücht, die Rede des Erzbiſchofs 
von Paris habe eine Art Proteſtation gegen die Auto⸗ 
rität und Einwirkung des Staats auf den öffentlichen 
Unterricht ausgeſprochen war, wie man ſieht, ungegrün⸗ 
det. Die Antwort, welche der König ertheilte, war ſehr 
huldvoll. Die Gratulationsreden des Präſidenten der 
Pairskammer und des Präſidenten der Deputirten⸗ 
Kammer, ſo wie die übrigen, enthalten nur die größ⸗ 
ten Lobſprüche für den König und die einzelnen Mit⸗ 


glieder der königl. Familie und die heißeſten Wü nſche 


für die längſte Dauer der Regierung des Königs fur 
das ſtete Glück ſeiner Dynaſtie und für die immer⸗ 
währende innigſte Allianz ſeiner Nachkommen mit den 
künftigen Generationen Frankreichs. Offenbar fühlt man 
ſich durch die Reiſe des Herzogs von Bordeaux u. die legiti⸗ 
miſtiſche Demonſtration in London veranlaßt, dieſe Ge⸗ 
ſinnungen und den Wunſch für ein langes Leben des 
Königs diesmal mit beſonderem Nachdrucke hervorzuhe⸗ 
ben. Jeder der Redner pries die Weisheit des Königs; 


fie alle aber wurden darin von dem Hrn. Pasquier, - 


dem Präſidenten der Pairskammer, übertroffen, welcher 
die Politik Louis Philipps mit einem außerordentlichen 
Eifer anpries. Er ſagte unter Anderem: „Wir ſehen 
in Ihnen, Sire, den Wohlthäter nicht bloß unſeres 
Zeitalters, ſondern auch der nachkommenden Zeit. Sie 
wird E. M. in die erſte Reihe der großen Männer 
ſtellen, unter jene Männer, welche die Vorſehung, wenn 
ihr beſtimmter Tag gekommen iſt, ſendet mit der glor⸗ 
reichen Miſſion alles neu zu bilden, alles zu kräfti⸗ 
gen, wo alles erſchüttert worden, der öffentlichen Ord⸗ 
nung jene Kraft und Stärke wiederzugeben, welche die 
Quelle aller Wohlfahrt ſind. Giebt es einen höheren 
Ruhm, als dieſen, und wird ihn jemand beſſer verdient 
haben, als Sie?“ Sämmtliche Antworten des Königs 
drückten huldvollen Dank für die allgemeinen Geſin⸗ 
nungen der Anhänglichkeit für ſich und ſeine Familie 
aus. 

Paris, 3. Januar. Die Ernennung der Adreß⸗ 
Kommiſſarien in den Büreaus der Kammer hat auch 
diesmal zu Debatten geführt, aus welchen die Stim⸗ 
mung der verſchiedenen Parteien und ihre Pläne für 
die Seſſion ziemlich deutlich zu erkennen ſind. Die 
Konſervativen — nicht die Miniſteriellen, denn viele 
Mitglieder der Majorität haben ſich energiſch ge⸗ 
gen das Miniſterium erklärt, Lebobe und Leſeigneur 
z. B. entſchieden, daß ſie und ihre Freunde das 
Dotations = Projekt, welches unklug und unpopulair 
ſei, verwerfen würden — die Konſervativen alſo ha⸗ 
ben 9 (Saint: Marc Girardin, Niſard, Desmouſ⸗ 
ſeaux de Givré, Bignon, Baumes, Hebert und Franz 
gois Deleſſert), die Oppoſition nur 2 Kommiſſarien 
(Ducos und Bethmont) erlangt; jene zählten unter 327 
anweſenden Deputirten 203, die Opoſition nur 124 
Stimmen. Die Diskuſſion betraf vorzugsweiſe die Be⸗ 
ziehungen des Landes zu England (wobei Guizot, wie 
Thiers ſpöttiſch zu markiren nicht unterließ, die aben⸗ 
teuerliche Diſtinktion zwiſchen einer Alliance und einer 
Cordialité aufftellte), das Unterrichtsgeſetz und die Konz 
doner Reiſe der legitimiſtiſchen Deputirten. Unzweifel⸗ 
haft wird auch die Adreſſe der Deputixten-Kammer 
einen darauf bezüglichen Paragraphen enthalten, ſo 
froſtig ſich die Oppoſition zeigte, da ſie hierbei ge⸗ 
zwungen iſt, mit dem Miniſterium und dem König 
Hand in Hand zu gehen. Hr. v. Valmy hat im er⸗ 
ſten Bureau erklärt, daß die legitimiſtiſchen Deputirten 
auf der Tribune Rede ſtehen werden. Berryer drückte 
ſich, als von dem Deputirten Armez geradezu ver⸗ 
langt wurde, die Reiſe jener Deputirten in der Adreſſe 


zu tadeln, damit man ſie belehre, daß ſie nicht einem 


König von Frankreich, ſondern dem König der Franzo⸗ 
ſen zu huldigen hätten, beſtimmt dahin aus: die an⸗ 
geführte Thatſache kann nur von der einen oder an⸗ 
dern Seite betrachtet werden. Habe ich direkt oder in⸗ 
direkt die Geſetze des Landes verletzt, ſo muß man mich 
nicht vor der Kammer, ſondern vor einer andern Ge⸗ 
richtsbarkeit zur Rechenſchaft ziehen. Handelt es ſich 
aber um eine moraliſche Frage, die meine Ehre, Recht⸗ 
lichkeit und Loyalität berührt, ſo werde ich ſtets bereit 
ſein, vor der verſammelten Kammer zu antworten. Im 
ſiebenten Bureau ergriff Thiers das Wort, um zu er⸗ 


klären, daß er, wie man wife, kein Gegner der engli⸗ 


ſchen Allianz ſei, daß die Zeit jedoch viele Illusionen 


berſtöre, weshalb man, ehe man ſich über die Möglichkeit ei⸗ 


nes aufrichtigen und vollkommenen Einverſtändniſſes zwi⸗ 
ſchen Grant un England ausſpreche, prüfen müſſe, 


* * 


ob es dem Minifterium. unmöglich ſei, für die Rechte 
des Landes einige Satisfaktion, der Würde der Kam 
mer und des Landes gemäß, zu erlangen. In Bezug 
auf Spanien, habe der Zwieſpalt zwiſchen Frankreich 
und England ſehr ſchwere Folgen haben können; es ſei 
aber vielleicht ein Einverſtändniß erreicht worden, was 
das Miniſterium der Kammer zu ſagen haben werde. 
Daſſelbe ſei in Bezug auf Griechenland der Fall, wel⸗ 
ches ſeiner Meinung nach die orientaliſche Frage in ei⸗ 
ner neuen Form enthält. Die wichtigſte Frage in Be⸗ 
zug auf die inneren Verhältniſſe biete nach ſeiner Ueber⸗ 


zeugung der Zwieſpalt zwiſchen dem Clerus und der 


Univerſität. Guizot hat darauf verſichert, daß wegen 
des Viſitationsrechtes eine Unterhandlung eingeleitet und 
von dem engliſchen Kabinet nachgegeben worden ſei de 
cabinet anglais a admis cet examen, Worte, welche 
die Oppoſitions⸗Journale nicht unwahrſcheinlich in ei⸗ 
nige Wuth verſetzen werden). Der Wunſch der Kam⸗ 
mer und des „Public“ — ich verſuche nicht, dieſe je⸗ 
ſuitiſch gewählte Bezeichnung zu überſetzen —, werde 
in Erwägung (consideration) genommen werden. 
Mehr könne das Miniſterium nicht ſagen. Dieſe aus⸗ 
weichende Erklärung, ſo wie die analoge des Miniſters 
Martin du Nord veranlaßte Thiers noch zu einigen, 
nicht wenig empfindlichen Bemerkungen. — Die Rede 
des Erzbiſchofs von Paris am Neujahrstage (nämlich, 
die publizirte Rede) iſt durch nichts merkwürdig, als 
durch ihre Kälte, Zurückhaltung und Gedankenarmuth, 
und der König hat das rhetoriſche Meiſterſtück ausge⸗ 
führt, ihr in feiner. Antwort hierin ganz gleich zu thun, 


Spanien. 


Madrid, 27. Dez. In der heutigen Sitzung des 
Kongreſſes wurde von dem Juſtizminiſter nachſtehendes 
Dekret verleſen: „Iſabella II., Gebrauch machend von 
der Befugniß, welche ihr der Art. 26 der Konſtitution 
einräumt, und nach Anhörung ihres Miniſterrathes, 
dekretirt, wie folgt: Einziger Artikel. Die Sitzun⸗ 
gen der Cortes find für die Dauer der ge— 
genwärtigen Legislatur ſuspendirt.“ Daſſelbe 
Dekret wurde im Senat von dem Conſeilpräſidenten, 
Hrn. Gonzales Bravo, verleſen. Das Miniſterium 
ſoll zu dieſer Entſchlußnahme durch die Ueberzeugung 
gebracht worden fein, welche es hatte, daß die Oppoſi⸗ 
tion, ihre Interpellationen unabläſſig erneuernd, um je⸗ 
den Preis ſeine Leitung der Geſchäfte hemmen wolle. 
Das Miniſterium wird jetzt ohne vorherige Genehmi⸗ 
gung der Cortes die für den öffentlichen Dienſt erfor⸗ 
derlichen Steuern zu erheben fortfahren. Die Kam- 
mern ſind alſo jetzt auf ein ganzes Jahr vertagt und 
Hr. Narvaez und feine Anhänger haben jetzt alle Muße, 
die weiteren Konſequenzen dieſes Staatsſtreiches vorzu⸗ 
bereiten. Hr. Martinez de la Roſa ſoll gegen dieſen 
überaus wichtigen und gewagten Schritt geweſen ſein, 
zu welchem dagegen hauptſächlich Hr. Narvaez hinge⸗ 
trieben hätte. i 


Niederlande. 


Delft, 2. Jan. Heute um 12 Uhr Mittags tra⸗ 
fen die ſterblichen Ueberreſte des Königs Wilhelm Frie⸗ 
drich, Grafen von Naſſau, von Rotterdam hier ein, 
und wurden von Sr. Maj. dem Könige und den Kö⸗ 
niglichen Prinzen an der neuen Brücke außerhalb der 
Stadt empfangen, und in der durch das Progamm 
vorgeſchriebenen Weiſe in dem Königlichen Familien⸗ 
Begräbniſſe in der neuen Kirche beigeſetzt. 

(Amſterd. Handelsbl.) 


Italien. 


Nom, 26. Dezember. Zu der Feier des Weih⸗ 
nachtsfeſtes aſſiſtirte der heilige Vater die Frühmeſſe 
in der ſixtiniſchen Kapelle, wo er auch die Weihe des 
Hutes und Stockes vornahm, welche ſpäter einem der 
Fürſten der katholiſchen Chriſtenheit überſendet werden. 
Geſtern Vormittag celebrirte der Papſt als Pontifex das 
Hochamt in Perſon, bei welchem alle Cardinäle, Bi⸗ 
ſchöfe und dienſtthuenden Prälaten, ſo wie die päpſtliche 
Kapelle mitwirkten. St. Peters Dom war zu dieſer 
großartigen Funktion voll von Andächtigen, welche das 
kräftige Ausſehen des heiligen Vaters rühmen. 

5 (A. Z.) 


Osmaniſches Reich. 

* Köonſtautinopel, 20. Dez. Mit der Abreiſe des 
einzigen türkiſchen Großen, dem es mit den Reformen 
wahrer Ernſt iſt, des Reſchid Paſcha, ſchwindet vollends 
alle Hoffnung, daß die Pforte zeitgemäße Reformen 
fortſetzen werde, ja was in einem dieſer Tage ſtattge⸗ 
fundenen Reichs⸗Conſeil beſchloſſen wurde, zeigt mehr 
als Alles, welcher Geiſt den Günſtling des Sultans, 
Riza Paſcha, an dem ſich jeder neu ernannte Mini⸗ 
ſter, ſelbſt die Schwäger des Sultans, wie Halil und 
Achmet Fethi Paſcha, ſtets anſchließen, beſeelt. Nach 
einem kaiſerl. Befehl find in Folge dieſes Conſeils alle 

in Europa zu ihrer militairiſchen Erziehung befindlichen 
türkiſchen Offiziere und Militairs jeden Ranges nach 
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Konſtantinopel zurückberufen. Alle, die ſich zu dieſem 
Behufe in Paris, Wien und Berlin aufhalten, ſollen 
unverzüglich in ihre Heimath zurückkehren. An die 
türkiſchen Botſchafter ſind die diesfalls erforderlichen 
Befehle bereits abgegangen. Anderer Seits hat zwar 
der Miniſter des Aeußern in Folge der in Brouſſa 
erfolgten abermaligen Hinrichtung eines chriſtlichen Re⸗ 
negaten, wogegen die fränkiſchen Botſchafter abermals 
Klage erhoben, den dortigen Beklidſchi Schefkit Effendi 
abgeſetzt. 


Zolales und Provinzielles. 
Breslau, 40, Jan. Das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung enthält Folgendes: „Den promovirten und 
approbirten Aerzten, ſo wie den zur innerlichen Praxis 
berechtigten Wundärzten iſt es erlaubt, in allen Fällen 
augenblicklichen 1 ihren Pflegebefohlenen aus 
ihrer Hausapotheke Medikamente zu verabreichen und 
für dieſelben ſich nach der Arzneitaxe bezahlen zu laſſen. 
Wo aber dergleichen dringende Veranlaſſung nicht ein⸗ 
tritt, ſind ſie vorſchriftgemäß gehalten, die erforderlichen 
Medikamente aus der Apotheke zu verſchreiben. Das 
entgegengeſetzte Verfahren iſt als eine ſanitäts⸗polizeiliche 
Kontravention zu betrachten, und wird hiermit, mit Hin⸗ 
keeifung auf die dieſerhalb beſtehenden Strafvorſchriften, 
verboten.“ 


Breslau, 9. Januar. Am heutigen Morgen, 
bald nach 4 Uhr, wurde die hieſige Stadt durch Feuer⸗ 
lärm in Schrecken geſetzt. In dem Hauſe Nr. 10 auf 
der Urſulinerſtraße war Feuer ausgebrochen, ſoviel bis 
jetzt ermittelt worden, in einer Bodenkammer. Da das 
Unglück mitten in der Nacht entſtand, während ſämmt⸗ 
liche Einwohner der Stadt noch in tiefem Schlafe la⸗ 
gen, auch das Feuer erſt bemerkt wurde, nachdem es 
bereits einen bedeutenden Umfang erreicht hatte, ſo war 
das Haus, in welchem es ausgebrochen, nicht mehr zu 
retten, obſchon in ziemlich kurzer Zeit den Flammen 
Einhalt gethan wurde. Zum Glück iſt ein beſonderer 
Unfall hierbei nicht vorgekommen, und nur ein, im be⸗ 
nachbarten Hauſe auf einer Bodenkammer ſchlafendes 
Mädchen war der Gefahr ausgeſetzt, im Dampfe zu er⸗ 
ſticken, da daſſelbe von dem Feuerlärm nicht erwacht 
war. Erſt ziemlich ſpät, jedoch glücklicher Weiſe noch 
nicht zu ſpät, wurde jenes Mädchen vermißt und von 
der ihr drohenden Gefahr benachrichtiget. 

Ein bedeutender Schaden an Mobilien iſt nicht 
verurſacht worden, weil das Haus einem bedeutenden 
Umbau unterworfen werden ſollte, und die Miether im 
Vorderhauſe zufällig am geſtrigen Tage ausgezogen wa⸗ 
ren. Die Entſtehungsurſache des Feuers iſt noch nicht 
ermittelt. 


Weigelsdorf, im Januar. Seit dem Jahre 1839 
beſteht an hieſigem Orte mit höherer Genehmigung die 
löbliche Einrichtung, daß die für extra⸗ ordinaire Tanz⸗ 
beluſtigungen an die Ortspolizeibehörde gezahlten Gelder 
zur Beſchaffung von Schuhen und Strümpfen für 
Schulkinder armer Eltern verwandt worden. Auch in 


dieſem Jahre wurden 25 Kinder (20 evangeliſche und 


5 katholiſche) beſchenkt. — Die Baſis, wie viel Kinder 
aus jeder der beiden Schulen betheilt werden ſollen, 
bildet die Kinderzahl. Wünſchenswerth, und jedenfalls 
auch angemeſſener dürfte es ſein, wenn nicht ſowohl die 
Kinderzahl, als vielmehr die größere oder geringere Noth⸗ 
durft als Norm angenommen würde, nach welcher die 
Vertheilung erfolgen ſoll. — Außer der eben angeführ⸗ 
ten Unterſtützung hatten ſich die Aermeren der Gemeinde 
noch der beſonderen Wohlthätigkeit von Seiten der die⸗ 
fen Winter hier anweſenden Grundherrſchaft zu erfreuen. 
14 Schulkinder (8 evangeliſche und 6 katholiſche) wur⸗ 
den mit der nöthigen Winterbekleidung von den beiden 
Gräfinnen Adelheid und Blanca von Seherr-Thoß am 
Vorabende des Weihngchtsfeſtes verſehen und mit Weiß⸗ 
brot und Pfefferkuchen beſchenkt. — Möge der Höchſte 
dieſe edle Menſchenliebe mit ſeinem beſten Segen reich⸗ 
lich lohnen! (R. W.) 


Neiſſe, 6. Jan. Am Sten d. M. ermordete der 
Bauersſohn Jüttner in Kraſchwitz ſeine 15jährige Schwe⸗ 
ſter. Er hatte vorher verſucht, ſeine ältere Schweſter 
und ſeinen verkrüpelten Bruder umzubringen. Nach⸗ 
dem ihm beides nicht gelungen, begab er ſich hierher 
und ergab ſich dem Geſetz. Man muß glauben, daß 
der Mörder wahnſinnig iſt. (O. Bürgerft.) 


Mannigfaltiges. 

— Der Hallore und Schwimmlehrer Karl Friedrich 
Lutze zu Berlin (Charitéſtraße Nr. 3) hat eine Ma⸗ 
ſchine erfunden, vermöge welcher man die zum Schwim⸗ 
men nöthige Bewegungen ganz nach Pfuel'ſcher Me⸗ 
thode in wenigen Stunden erlernen kann, 
ohne dabei in das Waſſer zu gehen, und erſt 
Schwimmen lernt, devor zum Springen geſchritten 
wird. Um durch dieſe Erfindung allgemein nützlich zu 
werden, wandte ſich der Erfinder an das General-Kom⸗ 
mando des Garde-Corps. Es wurden ihm mit Be⸗ 
reitwilligkeit 4 Mann vom 2ten Garde⸗Regiment z. F. 
zugeführt, und bewährte ſich die Methode dergeſtalt, 
daß dieſe Leute in 14 Lektionen, jede in 10 Minuten, 
mit Leichtigkeit 5 — 600 Schritte ſchwammen. 
In Rheims hat ſich ein Komits gebildet, das 
gegen die immer mehr überhandnehmende Fälſchung, 


N 


gen induſtriellen Papiere an unſerem Platze ſich beinahe um 


täglich durch anhaltende Käufe beſſer gegangen! — Auch 


ſen ſehr gefragt. — Holl. Integrale ſind dagegen 
Sof. 30 


. 


oder vielmehr Nachahmung des ächten Champagner⸗ 
weins wirken will. 3 Ri 

— Die Wiener Theaterzeitung widerſpricht der 
zuerſt von Franzöſiſchen Blättern gegebenen Nachricht 
von dem Tode der berühmten Sängerin Catala ni. 


(Berliner Börſen⸗Bericht vom 6. Jan.) Unſe⸗ 
rem Verſprechen gemäß geben wir eine kleine verglei⸗ 
chende Ueberſicht vom Stande einiger Eiſenbahn⸗Aktien 
von ultimo Dezember 1842 und 1843. Danach wur⸗ 
den bezahlt: | 


1842 1843 
Potsdam 125 161 
Unhale .. .2UL, 4107 146 
Magdeburg⸗Leipzig 15% 189 
Frankfurt a. O. 100% 137% 
Stettiner 97 118 
Düſſeldorfer 55 73 
Rheiniſche. 831% 72% 
Nordbahn 80%, 198%. | 
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Erwägen wir nun noch, daß innerhalb eines Jahres die derarti⸗ 


das Doppelte vermehrt haben, und daß gleichwohl bedeu⸗ 
tende Kapitalien denſelben täglich von Neuem zugewandt 
werden, ſo iſt es jedem Unbefangenen klar erſichtlich, 
und bedarf eben keines beſondern prophetiſchen Gei⸗ 
ſtes, um zu erkennen, daß für das Geſchäft in Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien eine neue Aera entſtanden ift, und daß alle 
frühere Erfahrungen im Allgemeinen auf den jetzigen Ge⸗ 
ſchäftsgang weniger Anwendung finden können. Wie 
ſollte aber auch das Publikum nicht immer mehr und 
mehr Vertrauen zu Unternehmungen haben, denen un⸗ 
ſere weiſe Regierung Schutz und Gewähr angedeihen 
läßt. — Was die Geſchäfte in der abgelaufenen Woche 
betrifft, ſo waren ſie wiederum ſehr umfaſſend. Indem 
wir bemerken, daß wir die Courſe ſämmtlich mit den 
Dividenden von 1843 notiren, haben wir der Reihefolge 
nach folgendes zu berichten: Potsdamer in kleinen Po⸗ 
ſten gefragt und bis 162 ½ bezahlt. — Anhalter ohne 
bedeutenden Umſatz von 145% bis 147% bezahlt, Ende 
Vrief und Geld. — Magdeburger waren bereits bis 
191½ bezahlt, ſchloſſen heute 189%. — Frankfurter, 
welche Anfangs der Woche mit 137%, verkauft wurden, 
fanden meheſeitig Frage und ſchloſſen heute 140 Geld. 
— Stettiner waren heute beſonders auf kürzere Zeit 
in Folge auswärtiger Kaufordres gefragt. Man bewil⸗ 
ligte p. Kaffe 118%, und auf Zeit 119%. — Die mei: 
ſten Geſchäfte wurden in Oberſchleſiſchen Litt. A, bee 
ſonders in Lit. B. wurde viel gemacht. Erſtere ſtiegen 
von 114%, auf 116 und Letztere von 107% auf 100% 
pCt. — Schweidnitz⸗Freiburger erhielten ſich ges 
fragt und wurden bis 116% pCt. bezahlt. In Düf- 
ſeldorfern und Rhein. fand nur ein mäßiger Umſatz 
ſtatt, weil der fällige Coupon beim Verkauf noch für 
voll gerechnet wird; es fand in Erſteren von 72% bis 
73%, und in Letzteren zu 73 à 74 einiger Verkehr ſtatt. 
Ein ſehr belebter Umſatz war in ſämmtlichen Zuſiche⸗ 
rungsſcheinen zu den projektirten Bahnen. — Halberz 
ſtädter haben in den letzten Tagen keine weſentliche 
Veränderung erfahren, und ſchloſſen ſo ziemlich zu dem 
vorwöchentlichen Courſe. — Kaiſer Ferdinands 
Nordbahn findet ſeit einiger Zeit auch außer der Börſe 
Liebhaber, der Cours derſelben hat ſich im Laufe dieſer 
Woche um ca. 7 pCt., ſo wie der der Gloggnitzer 
um 4 pCt. gehoben. Auch für Mailänder zeigte ſich 
mehrſeitig Kaufluſt. — Hamburger haben ſich von 
107% auf 108% gehoben, da die Hauptbeſitzer noch ſehr 
zurückhaltend find, und die geleifteten 10 pCt. Einſchuß 
ihnen noch nicht hinlängliche Gewähr darzubieten ſcheint, 
um die Effekten dem erſten beſten Käufer 10 überlaſſen. 
— Niederſchleſiſche find von 106 — 106% geſtie⸗ 
gen. — Cöln⸗Minden von 103% auf 104 pCt. und 
Dresden-Görlitz von 104½ auf 105%. Wie wenig 
Gewicht das Privat-Publikum auf ſogenannte wohlwol⸗ 
lende Zeitungs-Inſinuationen legt, iſt bei dem letzteren 
Papiere recht auffallend hervorgetreten. Am 3. d. M. 
fand ſich eine Warnung in den Zeitungen, ſich durch 
den Kauf dieſer Papiere nicht muthwillig großen Ver 
luſten auszuſetzen; und gerade ſeit der Zeit find fie 


in Fonds fand bedeuter Umſatz ftatt, und faſt alle 
Courſe haben ſich höher geſtellt. — Staats-Schuld⸗ 
Scheine ſind wieder bis 103 bezahlt worden und haben 
ſich nur in Folge der heutigen Bekanntmachung, wegen 
Convertirung der Preuß.⸗Engl. Anleihe wieder etwas (auf 
102%) gedrückt. Dagegen blieben Preuß.⸗Engl. Anleihe 
a 102% gefragt. Dieſe Convertirung, welche den Jr 
tereſſen der Inhaber ſo ſehr entſpricht, findet die allge⸗ 
meinſte Anerkennung. — Auch fremde Fons erfuhren 
eine merkliche Steigerung, namentlich waren Ruſſiſche 
und Polniſche Effekten, von Letztern beſonders die 
500 Fl. und 300 Fl. Obligationen zu höhern Cour 


wieder etwas gewichen. 


og og er i ph 

Drei Zeichen bilden mich, auf's Ende deut' ich hin, 
Herr Rather weiß gewiß ſchon jetzo: wer ich bin. 
Mit H ſitz ich theils feſt, theils trägt man mich umher; 
Raſch eilet der Soldat ruft man mich laut mit R 
Mit D ſpielt man mit mir, im lieben deutſchen Land; 
Mit L ward ich in Rom Verdienſten zuerkannt; 
Mit S und B R findet man oft mich bei der Jugend 
Mit M legt man mir Fallen, fo viel faſt wie de 
f Tugend. — Bdt. E 
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Zweite Beilage zu Ws der Breslautr Zeitung. 


Mittwoch den 10. June 1844. 


Tbeater⸗ Repertoire. 

Mittwoch, neu einſtudirt: „Johann von 
Paris.“ Komiſche Oper mit Tanz in 2 
Akten, Muſik von Boyeldieu. — Perſo⸗ 
nen: Die Prinzeſſin, Mad. Seidelmann. 
Der Großſeneſchall, Herr Hirſch. Johann 
von Paris, Herr Franke. Page, Olle. 
Hellwig. Gaſtwirth, Herr Rieger. Lo⸗ 
rezza, Mad. Meyer. 

Perm ee zum Aten Male: „Das Feſt 
u Kenilworth.“ Große romankiſche 
Oper mit Ballet in 3 Akten, frei nach 
Walter Scott. Muſik von Eugen Sei⸗ 


delmann. 
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Die Verlobung unſerer älteſten Tochter 


10 Roſalie mit Herrn M. Waldo aus Philene, 


zeigen wir Verwandten und Freunden erge⸗ 
benſt an: B. Marcuſe und Fran. 

Oſtrowo, im Januar 1844. 
EETTCCTCTCCTCTCT—TCwCTCT0ß00b000ͤ0 VEREINTEN BE 

Friedericke Großmann, 
Simon Werner, 
Verlobte. 
Münſterberg u. Koſel, den 7. Jan, 1844. 


Todes ⸗ Anzeige. 
Den heute früh um 10 Uhr an einem Ent⸗ 
zündungs⸗Fieber und hinzugetretener Lungen: 
lähmung in einem Alter von 62 Jahren ſanft 
erfolgten Tod unſerer theuern innig geliebten 
Mutter, Großmutter und Schwiegermutter, 
Loui ſe, verwittw. Rothe, geb. Rudolph, 
zeigen wir entfernten Verwandten und Freun⸗ 
den, um ſtille Theilnahme bittend, hiermit 
tief erſchüttert an. 
Schloß 10 den 7. Januar 1844. 
Ernſt R ot he, Dr. med. u. prakt. 
Arzt in Guhrau, ; 
Heinrich Rothe, Oekonomie⸗ 
Direkt. in Guzow, 
Auguſt Rothe, Oekonomie⸗Di⸗ 
rektor in Reiſen, 
Henriette Plen, geb. Rothe, 
in Herrnſtadt, 
Louiſe Rothe, gb. Scharff, 
Pauline Bähr, verw. geweſ. 


als 
Kinder 


Rothe, geb. Wunſch, als. 
Ludovica Rothe, geb. von sale: 
Zatorfka, 
Charlotte Rothe, geborne 
Grunwald, 
Friedrich Plen, Major im 2. 
(Leib⸗) Huſaren⸗Regiment, Snieger⸗ 
Wilhelm Bähr, Ritterguts⸗ ſöhne. 


beſitzer, 
In unſerm und im Namen der 18 Enkel. 


Großer Maskenball 


Tempelgarten, 
Montag den 15. Jan. 1844. 


Altes Theater. 
Mittwoch den 10. Januar 
Letzte Vorſtellung aus der Gallerie rö⸗ 
miſcher een dargeſtellt von dem 


Plaſtiker Louis Wlach. 


Dr. J. Levy , 
Arzt, Wundarzt und Accoucheur, Ring Nr. 4, 


Hiſtoriſche Sektion. 
Donnerſtag den 11. Januar, Nachmittag 
5 Uhr. Hr. Conſiſtorialrath Menzel: Ueber 
die deutſchen Reichs- und Religionsverhält⸗ 


ö niſſe, nach den beiden erſten ſchleſiſchen Kriegen. 


Ne Sektion. 
Freitag den 12. Januar, Abends 6 Uhr, 


Herr Lehrer Stütze: „Wie eine große Stadt⸗ 


gemeinde zu N. das Schul⸗ und Erziehungs⸗ 
weſen zu heben und Geſittung und Bildung 
zu fördern ſucht. In Briefen an einen Freund, 
ausgeſprochen von Gotthelf.“ 


ene eee 
„Penſions⸗ Anzeige. 

85 In der Nähe Breslau's wünſcht 

ein evangeliſcher Geiſtlicher, der ſelbſt 8 

Familie hat, zwei, höchſtens drei & 

Knaben zwiſchen 8 und 14 1 

hren und von gebildeten Eltern, in 
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Näheres weiſet nach das Com⸗ 
toir auf der Biſchofsſtraße Nr. 15, 
zu Breslau. 


EN See 


I a Se a 


FFC 


an Joh. Urban Kern (Eliſabethſtr. 4) 
haben: 


ie juͤdiſchen Gauner 
in Deutſchland, 

%s Taktik, ihre Eigenthümlichkeiten und 
ihre Sprache, nebſt ausführlichen 
Nachrichten ꝛc. dc. 
Zweiter Band. 

Gr. 8. Geh. 1 Kthl. 15 Sgr. 
Berlin bei Gropius. 


iſt zu 
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Hauser Verkauf. 


1) Ein Haus à 27,000 Rtlr., welches 2000 
Rtlr. Miethe trägt; 2 ein neues Haus mit 
Garten in der Schweidnitzer Vorſtadt, mit 
1500 Rthlr. Miethsertrag, A 25,000 Rthlr.; 
3) ein Haus an der Promenade mit großem 
Garten und Bauplatz a 25,000 Rthlr.; 4) ein 
herrſchaftliches Haus, mit 700 Rthlr. Ertrag, 
& 11,000 Rthlr., fo wie verſchiedene, vortheil⸗ 
haft rentirende Grundſtücke und gut gelegene 
Bauplätze weiſet zum Verkauf nach: 

S. Militſch, Biſchofſtr. Nr. 12. 


Der Poſten eines Syndikus bei hieſiger 
Stadt ſoll anderweitig beſetzt werden. Es iſt 
damit ein fixirter Gehalt von 400 Rthl. ver⸗ 
bunden, und werden qualifizirte Ober⸗Landes⸗ 
Gerichts⸗Referendarien, welche hierauf reflekti⸗ 
ren wollen, aufgefordert, ſich dieſerhalb gefäl⸗ 
ligſt bis ultimo Januar 1844, unter Beibrin⸗ 
gung ihrer Zeugniſſe, bei dem Stadt⸗Verord⸗ 
neten⸗Vorſteher Werner zu melden. 

Oels, den 28. Dezember 1843. 

Die Stadt⸗Verordneten. 


Verpachtung. 

Die Stadt⸗Brauerei zu Neumarkt wird mit 
dem 8. Mai kommenden Jahres pachtlos. 

Wir beabſichtigen, dieſes Brau⸗Urbar auf 
anderweitige 3 bis 6 Jahre zu verpachten und 
haben einen Termin, auf dem Rathhauſe im 
Seſſions⸗Zimmer 
den 18. Januar 1844 Nachmittags 

um 2 Uhr 
anberaumt, wozu Pachtluſtige und Cautions⸗ 
fähige eingeladen werben, 

Die Pachtbedingungen ſind jederzeit bei un⸗ 
ſerem Rendanten, dem Tuchmacher Herrn Ka⸗ 
lide, einzuſehen. 

Neumarkt, den 28. November 1843. i 

Die Bevollmächtigten der Brau⸗Commune. 


Bekanntmachung. 

Der Beſitzer der Niedermühle zu Döberle, 
Forſt Heilmann, beabſichtiget bei ſeinem aus 
zwei Mahlgängen beſtehenden Mühlengewerke, 
eine ſachgemäße 1 dahin vorzuneh⸗ 
men, daß dabei noch ein Spitzgang und Rei⸗ 
nigungsmaſchine zum Einſtreichen angelegt, 
und in Betrieb geſetzt wird, ohne daß eine 
Veränderung am Fachbaum oder an der Waf- 
ferfpannung vorgenommen werden fol. 

In Folge des Gefeges vom 28. Oktober 1810 
wird dies Vorhaben zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, damit Diejenigen, welche ein gegrün⸗ 
detes Widerſpruchsrecht dagegen zu haben ver⸗ 
meinen, ſolches binnen 8 Wochen präcluſiviſcher 
Friſt hier anmelden mögen. 

Oels, den 7. Dezember 1843. 

Königl. Landrath 
v. Prittwitz. 
Bauholz ⸗ Verkauf. 

In der Oberförſterei Scheidelwitz werden 
zum meiſtbietenden Verkauf der trockenen und 
theils auch aus dem gelagerten Windbruch 
ausgeſchnittenen Fichten und Kiefern, Bau⸗ 
und Nutzhölzer nachſtehende Termine angeſetzt 
und zwar: 

A. Im Schutz⸗Bezirk Baruthe: 

3 Stämme Rothbuchen, 100 Stämme Fich⸗ 
ten, meiſt trocken, worunter aber Segelſtangen 
befindlich; 

% Klaftern eichen Nutz» und ½ Klafter 
ſichten a 

den 19, Jauuar 1844, 

B. Im Schutz⸗Bezirk Neue Welt: 

2 Stämme Kiefern und 44 Stämme Fich⸗ 
ten, worunter einige Stämme Segelholz be⸗ 
findlich, 

den 24. Januar 1844. 
C. Im Schutzbezirk Leubuſch: 

11 Stück kieferne Klötzer, 

137 Stämme fichten Bauholz, 

6 Stück ſichtene Reislatten, 

den 26. Januar 1844. 

Die Zuſammenkunft iſt jedesmal in der be⸗ 
treffenden Förſterwohnung und beginnt der 
Verkauf Vormittag 9 Uhr und müſſen die 
erkauften Bauhölzer im Termine ſofort an den 


Se 


trockene 
Hölzer, 


anweſenden Forft = Kaffen » Beamten bezahlt 


werden. 
Scheidelwitz, den 31. Dezember 1843. 
Der königl. Oberförſter v. Motz. 


Auktion. 

Am IIten d. Mts., Vormittags 9 uhr und 
Nachmittags 2 Uhr, ſoll in Nr. 7, Karlsſtr., 
das Kaufmann Böttgerſche Waaren⸗Lager, 
beſtehend in weißen Kattunen, Futterleinwand, 
Kittai's, kattunem Tüchern und demnächſt div. 
Handlungs⸗utenſilien, als: Repoſitorien, Las 
dentafeln, Pulten ꝛc. öffentlich verſteigert wer⸗ 
den. Breslau, den 5. Januar 1844. 

Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 


15 Thlr. Belohnung 


demjenigen, — bei Verſchweigung ſeines 955 
mens — welcher mir mit Zuverläſſigkeit den 
Aufenthalt der verwittweten Landgerichts⸗Se⸗ 
kretär Eliſabeth Meyerhöfer angiebt. 
Breslau, den 8. Januar 1844. 
Woitſchinsky, Friedr⸗Wilhelmeſtr. 73. Friedr.⸗Wilhelmsſtr. ie 


Ein neuer Sanden u En neuer Handwagen zu verlaufen 
5 Reumaust Re, 37. 
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Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Siſenbuhn 


Extrazüge von Breslau nach Canth und zurück gehen 
jeden Sonntag und Mittwoch. 
Abfahrt von Breslau Nachmittags 2 Uhr; — von Canth Abends 5% uhr. 


Perſonen⸗ Beförderung nach Cattern. 


Jeden Sonntag, Montag und Donnerſtag, Nachmittags 2 Uhr, werden Perſonen nad) 
Cattern und 6 uhr Abends von dort hierher mit unſeren Dampfwagenzügen befördert, 
Zabrze een es hebidt 8 
Der Verkauf der Fahrbillets in Cattern geſchieht fortan in der daſelbſt errichteten Re⸗ 
ſtauration. Breslau, den 30. Dezember 1843. A 45 0 
Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 


Bekanntmachung. . 
Die im Weihnachtstermin 1843 fällig gewordenen Zinſen, ſowohl der 4 als auch der 
3½ procentigen Großherzoglich Poſeuſchen Pfandbriefe, werden gegen Einlieferung 
der betreffenden Coupons und deren Specificationen vom 1. bis 16. Februar d. J., die 
Sonntage ausgenommen, in den Vormittagsſtunden von 9 bis 12 uhr in Berlin, durch den 
unterzeichneten Agenten in ſeiner Wohnung (wo auch vom 20. 5. M. ab die Sche⸗ 
mata zu den Coupons⸗ Specifteationen unentgeltlich zu haben 17 und in 
Breslau durch den Herrn Kommerzien⸗Rath J. F. Kraker ausgezahlt. ch dem 16. 
Februar wird die Zinſenzahlung geſchloſſen und können die nicht erhobenen ainfen erſt im 
Johannis⸗Termin 1844 gezahlt werden. Berlin, den 10. Januar 1844. 
f Robert, 
Königl. Geheimer Kommerzien⸗Rath, Behrenſtraße Nr. 45. 


Mit Bezugnahme auf vorſtehende Bekanntmachung bringe ich hiermit zur Kenntniß, daß 
vom 22. d. M. ab die Schemata zu den Coupons⸗Specifikationen in meinem Comtoir un⸗ 
entgeldlich zu haben ſind und daß die Zahlung der 1 06 19. Poſenſchen Pfandbriefs⸗Zin⸗ 
fen gegen Einlieferung der fälligen Coupons vom 1, bis 16, Februar d. J., die Sonntage 
ausgenommen, in den Vormittagsſtunden von 9 bis 12 Uhr bei mir ſtattfinden wird. 
Breslau, den 10. Januar 1844. 


Joh. Ferd. Kraker, Paradeplatz Nr. 5. 
Neue werthvolle Musikalien. 


So eben wieder angekommen bei F. E. C. Leuckart in Breslau, Kupfer- 
Schmiedestrasse Nr. 13, Ecke der Schuhbrücke: 

Ernst, H. W., Le Carneval de Wenise, pour le Violon principal avec 
accompagnement de quatuor et de Contre-Basse ou de Piano. Op. 18. 
1 Rtlr. 15 Sgr. 

1 pour le Piano seul par F. L. Schubert. 25 Sgr 
Taubert, W., Klänge aus der Kinderwelt, 12 Mieder von Hoffmann 
von Fallersleben etc. mit Begleit. des Pfte. Op. 58. 25 Sgr. 

Gruss an Schlesien, 5 Lieder in schlesischer Mundart von 
Hoffmann, Viol u. Geisheim, für eine Singstimme mit Begleituug des 
Pfte! Op. 50. 15 Sgr. 

Moscheles, Ign. Tägliche Studien über die harmonisirten Sealen 
zur Uebung in den verschiedensten Rhytmen, ein Cyelus von 
59 vierhändigen Characterstücken in allen Dur- u. Moll-Tonarten, 
mit vollständigem Fingersatz. Op. 107. 2 Hefte à 2 Rtlr. 

Richter, Ernst, Fünfzig KingerBeder von Hoffmann v. Fallersleben mit 
Clavierbegleitung. 15 Sgr. 


Einem geehrten Publikum empfehlen wir unser neuerrichtetes 


2 2 1 22 2 
Musikalien-Leih- Institut 
zur geneigten Benutzung, und theilen die Bedingungen zum Beitritt, wie folgt, mit. 
Die Tendenz desselben ist, dem Abonnenten die Gelegenheit. zu verschaffen, 
die Erscheinungen in der musikalischen Literatur kennen zu lernen, und nach vor- 
hergegangener Prüfung dasjenige als Eigenthum zu behalten, was ihm hierzu 
geeignet erschien, und bedarf es zur Berechtigung eines 12, 6 oder 3 monatlichen 
Abonnements nur eines Musikalien- Baar -Kaufes von 12, 6 oder 3 Rtlr., und hat 
dafür der Abonnent die Benutzung des Leih Instituts ument- 
geltlich. 
Für solche Musikfreunde, die sich mit dem gewöhnlichen Leihen von Musi- 
kalien begnügen und eigene Anschaffung derselben nicht beabsichtigen, haben wir 
ein zweites Abonnement errichtet, und zwar für 3 Monate 1Y, Rthlr. 
Die Quantität der zu leihenden Noten richtet sich nach der längeren oder kür- 
zeren Zeit des Abonnements. Uns aller Anpreisung desselben enthaltend, bemer- 
ken wir noch, dass es unser eifrigstes Bestreben ist und stets sein wird, die Zu- 
friedenheit unserer resp, Abonnenten zu erwerben und zu erhalten. 
Ed. Bote u. G. Bock in Breslau 
9 
Schweidnitzerstrasse Nr. 8. 
3 
Der Beſitzer garantirt, daß die Heerde von erblichen Krankheiten und 5. 
& namentlich von der Traberkrankheit völlig frei iſt. . 
e ee EEE EEE 
verkaufe ich gut gespickt das Stück zu 11 Sgr. 


Lorenz, 
Wildhändler, Fiſchmarkt Nr. 2, im Keller. 


1600 Nthl. werden zum Termin Oſtern 


e aaa aaa 


Bockverkauf in Harpersdorf. 
Das Dominium Harpersdorf bei Goldberg bietet eine Parthie der 
edelſten und reichwolligſten gbeiſcheigen Sprung⸗Stähre, von Roth⸗Schön⸗ 
er Original⸗Stamm, zu mäßigen Preiſen zur Auswahl an. 
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auf ein maſſives Haus geſucht: Altbüſſerſtraße 
Nr. 6, 6, zwei Stiegen. 

Einige Flügel⸗Inſtrumente find zu vermie⸗ 
then Kupferſchmiedeſtraße Nro. 25, im Hofe, 
rechts 3 Treppen. \ 

Von einem zahlungsfähigen ſtillen Miether 
wird zu Termin Oſtern c. eine Wohnung im 
Mittelpunkte der Stadt, von 3 Zimmern, 
Küche und Zubehör geſucht. Adreſſen werden 
vom Herrn Tuchkaufmann Fäuſtel, Eliſa⸗ 
bethſtraße Nr. 15, entgegengenommen. 

Eine Wohnung von zwei Stuben, eine 
Stiege hoch vorn heraus, für unverheirathete 
En iſt ſogleich zu vermiethen am Neumarkt 

r. 20. 


Mahagoni⸗ und 
zum algen Verkauf: 


litbüßerſtr. Nr 52, 


ie Tobaum- Flügel Be en, 


Neue Reſtauration. 


Meine ſchon beſtehende neue Reſtaura⸗ 
tion habe ich nunmehr aus dem Souterrain 
in das Parterre verlegt, wo mehrere Zim⸗ 
mer dazu eingerichtet ſind und ſich ein neues 
Billard befindet. Da ich nun mein Eta⸗ 
bliffement zur gütigen Beachtung empfehle, 
bemerke ich nur noch, daß bei mir ſtets, außer 
verſchiedenen Getränken, auch kalte und 
warme Speiſen bereit gehalten werden, 
und bitte um Käſer, Zuſpruch. 


Käſer, Reſtaurateur, 
Neue Taſchenſtraße. 
Ein gut eingerichtetes Mal haus e Maighaus iſt zu ver⸗ 


miethen. Nachricht wird ektheilt Rr. 1 an 
a grünen Bau rücke, ee | ragt, 


Stadt- u. Universitäts- 
Buchdruckerei, 
Lithographie, 
Schriftgiesserei, 

. Stereotypie und 
Buchhandlung 
\ 
Breslau, 
Herrenstrasse Nr. 20. ı 


1 > Pi 
Buch-, 
Musikalien, und 
Kunsthandlung 
und > 
Leihbibliothek 
1 15 
O p Den, 
Ring Nr. 10. 


Bei uns ift ſo eben erſchienen und in allen Buchhandluogen zu erhalten, in Breslan 
vorräthig bei Graß, Barth und Comp., Herren- Straße Nr. 20, und in Oppeln 


1 
* 


durch dieſelben Ring Nr. 10 


Die deutſche Geſchichte 
für Schule und Haus 
ö 5 von Friedrich Kohlrauſch. 
AZ3wölfte verbeſſerte und ſtark vermehrte Auflage. 
In drei Abtheilungen. 
Vollſtändig in ſieben Heften a 7½ Sgr. 
1 a Erſtes Heft. Bogen 1—8. 
Dieſe abermalige neue Auflage eines der beiten Werke über unſere vaterländiſche Ge⸗ 
ſchichte erſcheint zur Erleichterung der Anſchaffung in ſieben Heften von gleichem Umfang 
und Preis wie das Obige. Monatlich erſcheint ein Heft und wird daher das ganze Werk 


zu Oſtern 1844 
benten ſein. x 


zum Preiſe von 1% Rtlr. Courant vollſtändig in den Händen der Subſcri⸗ 


Subſcribentenſammler erhalten auf zwölf Exemplare ein Freiexemplar. 


Leipzig, 1. Oktober 1843. 


Friedlein u. Hirſch. 


Bei Eduard Köhler in Paſewalk iſt erſchienen und in allen Buchhandlungen (in 
Breslau und Oppeln bei Graß, Barth und Comp.) zu haben: 
Moll, Carl Bernhard, Paſtor zu Löckenitz ꝛc. Die gegenwärtige Noth 


der evangeliſchen Kirche Preußens, 


Abhülfe beleuchtet. gr. 8. Broſch. 


deren Urſachen und die Mittel zu ihrer 
Preis 1 Rtlr. 10 Sgr. 


— — Beitrag zur Entwickelung der Zeitvorſtellung über Union, unirte Kirche, 
deren Kennzeichen, Prinzip und Lehrbegriff, ſo wie über Umfang und Geltung 
der ſymboliſchen Schriften, als Antwort auf das Sendſchreiben des Herrn 


Paſtor Nagel zu Trieglaff. gr. 8. 
Choralmelodien, die gangbarſten, einſtimmig, nach Kühnau. 


Geh. Preis 5 Sgr. 
Zum Gebrauch für 


Kirchen und Schulen. gr. 8. Geh. Preis 1 Sgr. 


Bei Joh. Hartknoch in Leipzig iſt fo eben erſchienen und durch alle Buchbandlungen 
zu beziehen, in Breslau und Oppeln vorräthig bei Graß, Barth u. Comp, : 


Sendſchreiben 


eines ſchleſiſchen Convertiten an die proteſtantiſche Gemeinde 
5 zu Markt⸗Bohrau, i 


veranlaßt durch eine Pr 


edigt ihres Paſtors Handel. 
5 Sgr. . 


Bei Franz Nöldeke in Karlsruhe iſt fo eben erſchienen und in allen Buchhandlungen 
zu haben, in Breslau und Oppeln bei Graß, Barth und Comp.: 


d Nn 
zum Ueberſetzen a 


Profeſſor am Lye 


— 


u 


us dem Deutſchen ins Franzöſiſche 
von Aug 


Leber, 


eum zu Karlsruhe. 


Erſte Abtheilung. gr. 8. geh. 21 Ggr. 


Dieſes Handbuch zeichnet ſich durch einen eben ſo anziehenden als reichhaltigen, aus den 
verſchiedenen Zweigen der Literatur geſchöpften Inhalt vor andern Büchern ähnlicher Art aus. 
Der Stoff iſt nach Fächern geordnet und ganz geeignet, Geiſt und Herz der Schüler zu bil⸗ 
den und ihnen das Studium der franzöſiſchen Sprache angenehm zu machen. Es kann da⸗ 
her nicht blos den Gymnaſien und höhern Bürgerſchulen, ſondern auch vorzüglich den Bil⸗ 

dungsanſtalten der weiblichen Jugend mit vollem Recht empfohlen werden. 


Gaſthofs⸗Verkauf! 


In einer der größeren Städte Schleſiens, 
in einer reichen lebhaften Gegend, an der Aus⸗ 
wündung eines noch zu erbauenden Bahnho⸗ 
fes, iſt ein Gaſthof erſter Klaſſe nebſt Wein⸗ 
handlung und dazu gehörigem Inventarium, 
wegen eingetretener Familien⸗Verhältniſſe, für 
die Kaufſumme von 8500 Nthl. bei einer 
Anzahlung von 2 bis 3000 RNthl. ſofort 
zu übernehmen. Die Gebäulichkeiten ſind faſt 

noch neu, daher im beſten Bauzuftande, 

Näheres bei E. Müller, 

Kupferſchiedeſtraße Nr. 7. 


Zur Beachtung. 

Ein Gaſthaus oder Kretſcham wird zu 
pachten geſucht; von Wem? ſagt auf porto⸗ 
freie Briefe: 

der Privat⸗Sekretair R. Schildt. 
Falkenberg in O/S., den 1. Jan. 1844. 


Das ½ Loos 15034 b. der erſten Klaſſe 
Shſter Lotterie iſt dem Spieler abhanden ge⸗ 
kommen, welches zur Vermeidung des Miß⸗ 
brauchs bekannt gemacht wird, _ 

J. Naumann, 


Königl. Lotterie⸗Einnehmer in Landshut. 


Franzöſiſche Prunellen, 
3 das Pfd. 10 Sgr., f 
Käſe, auf Limburger Art, 
das Stück 8 15 

offerirt: C. F. Wieliſch, Ohauerſtr. 
Stallungen zu zwei, vier und acht Pferden 
find von Sſtern ab zu vermiethen am Neu⸗ 
markt Nr. 20. i 
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Friſches Rothwild, 


von Rücken und Keile das Pfd. 2½ Sgr., 
Kochfleiſch 1%, Sgr., empfiehlt: 

C. Buhl, Wildhändler, 
Ring⸗(Kränzelm.⸗) Ecke, im Iſten Keller links. 


Staͤhre⸗Verkauf. 


Bei dem Dom, Dürrjentſch, eine Meile von 
Breslau, beginnt der Stähr⸗Verkauf den 16. 
Jan. Feinheit und Wollreichthum wird zufrie⸗ 
denſtellend gefunden werden; für jede Erbkrank⸗ 
heit leiſte ich Bürgſchaft. v. Lieres. 


Friſch geſchoſſene Haſen, 
gut geſpickt, das Stück zu 12 Sgr., empfiehlt 
der Wildhändler Beyer, 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 16 im Keller. 


Zugochſen⸗Verkauf. 

11 Stück übercomplette Zugochſen ſind auf 
dem herrſchaftlichen Hofe in Falkenhayn bei 
Neumarkt zu verkaufen. 


Seifenſiederei⸗Verkauf. 
Durch den Tod meines Mannes, des Sei⸗ 
fenſieders Hant ſche, bin ich veranlaßt, die 
auf der Schweidnitzerſtraße hierſelbſt belegene 
und in gutem Bauzuſtande ſich befindende Sei⸗ 
fenſiederei zu verkaufen. 
Verw. Hantſche in Striegau. 


Auswärtigen Eltern, welche ihre Söhne 
dieſe Oſtern auf hieſige Schule geben wollen, 


weiſet eine höchſt anſtändige Familie nach, die 


ſolche ange ſehr billige Penſion aufnehmen 
würde, E. Berger, Ohlauerfir, Nr. 77, 


12 — 


— — 44 G! EEG ů ů—ů ů —— BERFEREBEEREEEEEEESEEEE EEE SESEREESEEEER ERBE 


Da ich geſonnen bin, mein Verkaufs⸗Ge⸗ 
wölbe auch mit Sommerwagaren einzurichten, 
ſo bin ich genöthigt, wegen Mangel an Platz, 
Flanells, 21, Ellen breit, wollene Jacken und 
Beinkleider, in Wolle und Baumwolle, Pfer⸗ 
dedecken zu auffallend billigen Preiſen zu ver⸗ 
kaufen: Schweidnitzer Straße Nr. 19, an 
der Minoritenkirche. 


Politur⸗Spiritus 90 %, 

das Pr. Quart a 5½ Sgr., 

Brenn⸗ Spiritus SO %, 

das Pr. Quart à 4½ Sgr., 
Eimerweiſe billiger: Oderſtraße Nr. 14. 


Offene Poſten für einen Polizei⸗Sekre⸗ 
tair, einen Amtmann, einen Rentſchreiber und 
einen unverheiratheten Hülfs⸗Revierjäger wei⸗ 
ſet nach E. Berger, Ohlauerſtr. Nr. 77. 


500 Ntlr. a 5 pCt. Zinſen werden hin⸗ 
ter 3000 Ntlr. auf ein im beſten Bau⸗ 
ſtande, in der Nähe bei Breslau gelegenes 
Freigut, deſſen gerichtlicher Tarwerth 7123 
Helv. iſt, geſucht. Auskunft ertheilt E. 
Berger, Ohlauerſtr. Nr. 77. 


Sn nnen 
Ein Stadtvorwerk, einige Meilen i% 
W von Breslau, das vermöge feiner gu⸗ 46% 


% ten Beſchaffenheit und Lage viele Anz 36% 
x nehmlichteiten und einen foliden Ertrag R 
bietet, in allen Beziehungen ſich in gu⸗ 40% 
tem Zuſtande befindet, iſt mir zum bal⸗ 4 

2 
[0 G. Henne, Neumarkt Nr. 28. & 
CCC SHOROHSHOHOHONOHON 


Ein Handlungs⸗Lokal, 


beſtehend aus Comtoir, Remiſen, Kellern und 
Hofgelaß, und 

Eine Wohnung 
von 8 Zimmern mit angemeſſenem Wirth⸗ 
Carlsſtr. 41. 


digen Verkauf übertragen worden. 


ſchaftsgelaß iſt zu vermiethen: 


Wohnungen 
für Termino Oſtern oder auch 
bald beziehbar, mit auch ohne 
Stallung und Wagenremiſe, 
ſind noch zu vermiethen Frie⸗ 
drich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 8. 


Zu vermiethen ; 
und Termino Oſtern d. J. zu beziehen iſt Blü⸗ 
cherplatz Nr. 6 

1) eine Wohnung in der dritten Etage von 
2 Stuben, 1 Entree, Küche und Kammer. 

Termino Johanni d. J. zu beziehen 

2) die erſte Etage, beſtehend aus 6 Stuben, 
3 Alkoven, 1 Entree, Küche nebſt Boden 
und Keller; 

3) ein Gewölbe nebſt Kabinet, einer Brenn⸗ 
küche, drei Kellerräumen, zu einem De⸗ 
ſtillationsgeſchäft ſich eignend. 

Das Nähere hierüber Neueweltgaſſe Nr. 16 
im zweiten Stock zwiſchen 1 und 2 Uhr. 


Zu vermiethen 
iſt Biſchofsſtraße Nr. 3 der zweite Stock, be⸗ 
ſtehend in 5 Piecen nebſt nöthigem Beigelaß, 
und Oſtern c. zu beziehen. 


Zu vermiethen. 

Am Ringe Nr. 15 iſt eine gewölbte große 

Remiſe, welche bisher immer zum Wollela⸗ 

gern benutzt worden, von Termin Oſtern ab 

anderweitig zu vermiethen. Das Nähere bei 
Moritz Wentzel. 


Neue Gaſſe Nr. 8 iſt ein herrſchaftlich ſchön 
meublirtes Quartier, nebſt einem Flügel als 
Abſteige⸗Logis, oder monatlich zu vermiethen 
und ſogleich zu beziehen. Das Nähere bei 
der Hauseigenthümerin. f 


Einige grössere und mittlere Wohnun- 
gen, erste und zweite Etage, sind Wall- 
strasse Nr. 14 zu vermiethen und Ostern 
c. zu beziehen. 


Albrechtsſtr. Nr. 38 ift der erſte Stock von 
6 Piecen und allem nöthigen Zubehör, neu einge⸗ 
richtet, zu Oſtern oder auch von jetzt ab zu ver⸗ 
miethen. Näheres Altbüſſerſtr. 14, 2 Stiegen. 


‚la, Jakobine, 


* 


N 


Geſucht wird zu Oſtern oder Johanni auf 
dem Ringe oder einer lebhaften Straße ein 
Parterre⸗Geſchäfts⸗Lokal. Räheres bei 
E. Berger, Ohlauerſtr. Nr. 77. 


Angekommene Fremde. 

Den 8. Januar. Goldene Gans: HH. 
Gutsb. v. Wenzierski a. Goſtin, v. Lipinski 
Bar. v. Saurma a. Ruppers⸗ 
dorf. Hr. Rittmeiſt. v. Mutius a. Albrechts⸗ 
dorf. HH. Rent. Wrigt a. Philadelphia, Poole 
a. Irland, Spence a. Leeds, Brauſewetter a, 
Königsberg. Hr. Kaufm. Richter aus War⸗ 
ſchau. Herr Oekonom Reiche aus Liſſa. 
Weiße Adler: Herr Ingenieur von Kars⸗ 
nicki aus Berlin kommend. Herr Landrath 
v. Motz a. Rawicz. Hr. Land.⸗Aelt. v. Gil: 
genheimb aus Endersdorf. Herr Baron von 
Saurma a. Oyas. Hr. Pfarrer Kadron aus 
Oppeln. Hr. Gtsb. Willert a. Giesdorf. Hr. 
Kaufm. Toche a. London. Hr. Oekon. Schu: 
bert a. Glogau. — Hotel de Gilefie: Hr. 
Dir, d. Kred.⸗Inſtit. Heinrich a. Schweidnitz. 
Hr. Lieut. v. Cranach a. Münſter. Hr. Gts⸗ 
pächt. Kirſchſtein a. Orpiszewo. Hr. Kaufm. 
Hoffrichter a. Glogau. Hr. Landrath Sack a, 
Roſenberg. — Drei Berge: Hr. Gtsb. v. 
Fehrentheil a. Michelsdorf. HH. Kaufl. Krauſe 
a. Berlin, Stelling a. Chemnitz. — Goldene 
Schwert: Hr. Gtsb. Werner a. Flemsdorf. 
Hr. Forſt⸗Inſp. Haim a. Berlin. Hr. Oekon. 
Waber a, Kempen. — Blaue Hirſch: Hr. 
Hauptm. Flögel a. Waldenburg. Hr. Gutsb. 
Neumann a. Bunzelwitz. Hr. Gutspächter v. 
Wolicki aus Gr.⸗Herz. Poſen. — Deutſche 
Haus: Hr. Apothek. Pfitzner a. Poſen. — 
Zwei goldene Löwen: HH, Kaufl. Biel: 
czowski a, Oels, Orgler aus Peiskretſcham. 
Frau Lieutenant von Schück aus Neiſſe. — 
Hotel de Saxe: Hr. Oberförſt. Schmidt a. 
Karlsruhe. — Rautenkranz: Hr. Gutsb. 
v. Schweinichen a. Waſſerjentſch.— Goldene 
Löwe: Hr. Referend. Müller a. Schweidnitz. 
Weiße Roß: HH. Kaufl. Guttmann aus 
Wartenberg, Pniower a. Oppeln. HH. Gtsb. 
Bierholdt a. Kl.⸗Wangern, Böhme a. Kunern. 
Hr. Inſp. Böhme a. Kl.⸗Kreidel. — Gelbe 
Löwe: Hr. Gutsb. Schön a. Kl.⸗Totſchen. 

Privat⸗Logis. Kupferſchmiedeſtr. 14: 
Hr. Land.⸗Aelt. v. Buſſe a. Militſch. —Reu⸗ 
ſcheſtr. 54: Fr. Dr., Schleſinger a, Stettin. 


— 


Wechsel- & Geld-Cours. 
Breslau, den 9, Januar 1844. 
Wechsel - Course, Brieſe. Geld 
Amsterdam in Cour... 2 Mon.“ — 140%, 
Hamburg in Banco [a Vista — 150% 
HH 2 Mon.| — 149¾ 
London für 1 Pf. St.. 3 Mon.] — 16,24%, 
Leipzig in Pr. Cour. . ja Vista — — 
Dito. Messe — m 
Augsburg 2 Mon — — 
Wien 2 Mon — 104% 
Berlin =”. 88s à Vista 100% — 
Die.. 2 Mon Ben 99% 
Geld- Course. 
Holländ. Rand-Ducaten ... . — . 
Kaiserl. Ducaten 96 . 
Friedrichsd'o r — 113 73 
Louis door — — 111° 
Polnisch Courant — — 
Polnissh Papier- Geld 96 ][ — 
Wiener Banco Noten à 180 Fl. [105/8] — 
Zins- 
Effecten- Course. 5 
Staats- Schuldscheine 3½ 103 — 
Sechdl.- Pr. Scheine à50R. — 90/8 — 
Breslauer Stadt-Obligat. | 374 101 — 
Dito Gerechtigkeits- dito 4% 96 — 
Grossherz, Pos. Pfandbr. | 4 1061), — 
dito dito dito 3% — | 100% 
Schles. Pfandbr. v. 1000 R. 3 ½ | 101%,| — 
dito dito 500 R. 3% 101%[ — 
dito Litt. B. dito 1000 R.] 4 106 %] — 
dito dito 500 R. 4 106 ½ — 
dito dito 3% 101% — 
Eisenbahn - Actien 0/8. A 115% — 
dito dito Prioritäts 4 104 ½ — 
dito dito Litt. B. 4 — 10956 
Freiburger Eisenbahn-Act. 4 — 116% 
Märkisch Nieder- Schles. 
Eisenbalhn-Actien 4 — —— 
Disconto 47 . 


Univerfitäts: Sternwarte. 
8 1841 8 i Thermometer 
8. Jan, . arometer a 
8 0 feuchtes Wind. | Gewölk. 
3. L. inneres. äußeres. niedriger. N 
Morgens 6 Uhr. 27% 4,64 J. 1, 7/— 3 6 5 N 299, überwölkt 
Morgens 9 uhr. 594 7731-7 f N 27° 7 
Mittags 12 uhr. 660/+ 1, 3— 4 00 0 8 N 370 75 
Nachmitt. 3 117 7,44 P 0, 8 — 4 6 4 N 25: 7 3 
Abends 9 uhr. 9,84 7 0, 0 — 7, 0 0% 4 NNO 3790 zheiter 
ö Temperatur: Minimum — 7, 0 Maximum — 3 4 Oder 0, 0 


Der vierteljährliche Abonnements: Preis für die Breslauer Zeitung in Verbindung mit ihrem Beiblatte „Die Schleſiſche Chronik,“ iſt am hieſigen Orte 1 Thlr. 
0 Sgr.; für die Zeitung allein 1 Thlr. 7% Sgr. Die Chronik allein koſtet 20 Sgr. 
(inclusive Porto) 2 Thlr. 12% Sgr. z die Zeitung allein 2 Thlr., die Chronik allein 20 Sgr.; fo daß alſo den geehrten Intereſſenten für die Chronik kein Porto angerechnet wird. 


Da 


Auswärts koſtet die Breslauer Zeitung in Verbindung mit der Schleſiſchen Chronik 


